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Präambel  

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz beziehen sich grundsätz-

lich auf alle Geschlechter. 

 

I Allgemeines 
 

Geltungsbereich und Zweck Art. 1  

1 Das Baugesetz gilt für das ganze Gemeindegebiet. Baugesetz und die zugehöri-

gen Pläne dienen der zielgerichteten räumlichen Entwicklung des Siedlungs- 

und Landschaftsraums im kommunalen und regionalen Zusammenhang und re-

gelt das Bau- und Planungswesen, soweit die Gemeinde zuständig ist.   

 

Regionale Zusammenarbeit Art. 2  

1 Die Gemeinde arbeitet in Fragen der Raumplanung und Raumentwicklung aktiv 

mit den benachbarten Gemeinden und der Region zusammen. Sie wirkt insbe-

sondere in überkommunalen Richtplanungen sowie bei der Erfüllung weiterer 

überkommunaler Raumentwicklungsaufgaben in geeigneter Form mit. Sie kann 

Verpflichtungen zur Zusammenarbeit (Kooperationen) im regionalen Rahmen 

eingehen und die gemeinsamen Bestrebungen anteilsmässig mitfinanzieren. 

2 Die Gemeinde kann Aufgaben im Bereich des formellen Baurechts wie Baubera-

tung, Baukontrolle und dergleichen gemeinsam mit anderen Gemeinden oder 

regional lösen. Die Entscheidkompetenzen bleiben grundsätzlich bei der Ge-

meinde. Einzelheiten werden vertraglich geregelt. 

 

Boden- und Baulandpolitik Art. 3  

1 Die Verwirklichung der ortsplanerischen Ziele erfolgt durch eine den örtlichen 

Verhältnissen angepasste aktive Boden- und Baulandpolitik. Die Gemeinde 

schafft mit gezielten Massnahmen die nötigen Rahmenbedingungen, damit die 

Bauzonen zeitgerecht ihrer Bestimmung zugeführt werden können. 

2 Der Gemeindevorstand beschliesst freihändig den Erwerb und die Veräusse-

rung von Bauland im Rahmen der verfassungsmässigen Kompetenzen. Vorbe-

halten bleibt der Erwerb und die Veräusserung im Rahmen der Ausübung des 

Kaufrechts gemäss Art. 13 Baugesetz. 

3 Die Gemeinde betreibt auf der Gemeindeverwaltung eine Anlaufstelle für die 

Nachfrage nach Bauland und die Veräusserung an Bauwillige. 
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Grundlagen Art. 4  

1 Das kommunale räumliche Leitbild (KRL) bildet eine gemeindeinterne Grund-

lage für die Umsetzung von Massnahmen in der Nutzungsplanung, in Folgepla-

nungen oder anderen Sachplanungen.  

2 Bei Bedarf können weitere Grundlagen wie Siedlungs- und Landschaftsanaly-

sen, Inventare und Raumentwicklungskonzepte erarbeitet sowie Programme 

und Aktionen zu deren Umsetzung durchgeführt und vollzogen werden.  

3 Der Gemeindevorstand stellt bei der Erarbeitung wie auch bei Änderungen von 

Grundlagen nach Bedarf eine angemessene Mitwirkung der Bevölkerung sicher. 

 

Förderung Art. 5  

1 Die Gemeinde kann Fördermassnahmen zugunsten einer bedarfsgerechten 

räumlichen Entwicklung ergreifen, insbesondere im Bereich der Wohnbau- und 

Gewerbeentwicklung, der touristischen Entwicklung, der qualitätsvollen Bau-

weise und Siedlungsgestaltung, der Energieversorgung, des Erhalts wertvoller 

Objekte und Siedlungsbereiche, der Landwirtschaft sowie des Natur- und Land-

schaftsschutzes. 

2 Allfällige gewährte Beiträge können von einer angemessenen Mitsprache der 

Gemeinde abhängig gemacht werden.  

 
 

II Baubehördenorganisation 

Zuständigkeiten Art. 6  

1 Baubehörde ist die Baukommission und der Gemeindevorstand. Sie sorgen für 

eine fachlich kompetente, wirksame, zeitgerechte und koordinierte Erfüllung ih-

rer Aufgaben. 

2 Die Baukommission entscheidet über alle Bauanzeigen, Baugesuche sowie Bau-

einsprachen mit Einstimmigkeit ihrer Mitglieder. Sie entscheidet zudem mit Ein-

stimmigkeit ihrer Mitglieder über Bussen- und Abbruchverfügungen, Ersatzmas-

snahmen, Ausnahmebewilligungen, über Ausnützungstransporte, über Unter-

schreitungen von Abständen, über Dienstbarkeiten (Näherbaurecht, etc.) und 

dergleichen. 

3 Kommt keine Einstimmigkeit zustande bzw. ist die Baukommission nicht be-

schlussfähig, werden die Aufgaben dem Gemeindevorstand zum Entscheid un-

terbreitet.  
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4 Weitergehende Befugnisse, die vom Gesetz nicht ausdrücklich einer anderen 

Instanz zugewiesen sind, stehen dem Gemeindevorstand zu. Insbesondere ver-

tritt der Gemeindevorstand die Gemeinde in allen sich aus diesem Gesetz erge-

benden Rechtsgeschäften, Streitigkeiten und Gerichtsverfahren. 

5 Das Bauamt bereitet die Geschäfte zuhanden der Baukommission bzw. des Ge-

meindevorstandes vor. 

6 Die Baubehörde setzt hierfür bei Bedarf Fachleute und geeignete technische 

Hilfsmittel ein und sorgt für eine kontinuierliche Weiterbildung der mit Bauauf-

gaben betrauten Gemeindemitarbeitenden. 

 

Planungskommission Art. 7  

1 Der Gemeindevorstand kann für Planungsaufgaben eine Planungskommission 

einsetzen und deren Organisation und Aufgaben bestimmen.  

 

Bauamt Art. 8  

1 Die Gemeinde betreibt ein Bauamt mit eigenen Fachleuten und mit geeigneter 

technischer Infrastruktur. 

2 Das Bauamt ist für die sach- und fristgerechte Erfüllung aller ihm übertragenen 

Bau- und Planungsaufgaben verantwortlich. Der Gemeindevorstand regelt diese 

in einem Pflichtenheft. Aufgaben, die nicht in eigener Kompetenz bearbeitet 

werden können, sind externen Fachleuten zu übertragen. 

 

Externe Fachleute, Bauberatung Art. 9  

1 Die mit dem Vollzug des Baugesetzes betrauten Gemeindeorgane können ex-

terne Fachleute zur vertieften, unabhängigen Beurteilung und Bearbeitung von 

rechtlichen, technischen, energetischen oder gestalterischen Fragen beiziehen.  

2 Der Gemeindevorstand bezeichnet eine ausgewiesene Fachperson oder Unter-

nehmung für die ständige Bauberatung. Der Bauberatung obliegt die Informa-

tion und Beratung der Gemeinde und, in Rücksprache mit der Gemeinde, die In-

formation und Beratung der Bauherrschaft und deren Vertretern in Bezug auf 

die Planung, Gestaltung und bauliche Umsetzung von Bau- und Planungsprojek-

ten. Die Gemeindeorgane können die Bauberatung zu den Sitzungen mit bera-

tender Stimme hinzuziehen. 

3 Die Kosten für die Fach- und Bauberatung sind von der Bauherrschaft zu über-

nehmen. 
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III Richtplanung 

Kommunaler Richtplan Art. 10  

1 Kommunale und regionale Leitbilder sowie Raumentwicklungskonzepte können 

von der Gemeinde in einen kommunalen Richtplan umgesetzt werden. Der Ge-

meinderichtplan legt die Grundzüge der künftigen Nutzung, Erschliessung und 

Gestaltung des Gemeindegebietes nach den Bedürfnissen der Gemeinde und in 

Übereinstimmung mit den regionalen und kantonalen Richtplänen fest. Er gibt 

an, in welchem Zeitraum und mit welchen Mitteln (Finanzierung) die Planung 

verwirklicht werden kann. 

2 Zuständig für die Erarbeitung, den Erlass und Änderungen von Richtplänen ist 

der Gemeindevorstand. Er sorgt bei Bedarf für eine angemessene Mitwirkung 

der Nachbargemeinden und der Region und unterstellt den Erlass und Änderun-

gen der Gemeindeversammlung, wenn der Richtplan Festlegungen enthält, de-

ren Umsetzung eine breite Abstützung in der Bevölkerung bedingt. Fortschrei-

bungen von Richtplänen sind in jedem Fall Sache des Gemeindevorstands. 

3 Der Gemeindevorstand lässt den Entwurf für den kommunalen Richtplan in der 

Gemeinde während 30 Tagen öffentlich auflegen und gibt die Auflage im amtli-

chen Publikationsorgan der Gemeinde und im Kantonsamtsblatt bekannt. Wäh-

rend der öffentlichen Auflage kann jedermann beim Gemeindevorstand Vor-

schläge und Einwendungen einbringen. Dieser prüft die Eingaben und sorgt in 

geeigneter Form für eine öffentliche Bekanntmachung der Ergebnisse.  
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IV Grundordnung 
 

1. Allgemeines 

Bestandteile und Zuständigkeit Art. 11  

1 Die Grundordnung besteht aus dem Baugesetz, dem Zonenplan, dem Generel-

len Gestaltungsplan und dem Generellen Erschliessungsplan. Für Teilgebiete 

können ein Arealplan, ein Quartierplan, weitere Folgeplanungsmittel sowie ver-

bindliche Konzepte erlassen werden. 

2 Zuständig für Erlass und Änderung von Baugesetz, Zonenplan, Generellen Gestal-

tungsplänen und Generellen Erschliessungsplänen ist die Gemeindeversamm-

lung. Zuständig für den Erlass von Areal- und Quartierplänen, von weiteren Folge-

planungsmitteln, von verbindlichen Konzepten sowie Planänderungen von unter-

geordneter Bedeutung (Art. 48 Abs. 3 KRG) ist der Gemeindevorstand. 

3 Die Gemeinde macht die Erarbeitung und den Erlass von projektbezogenen Pla-

nungen von einer angemessenen Kostenbeteiligung der Interessenz abhängig.  

 

Mehrwertabgabe Art. 12  

1 Der Vollzug der Mehrwertabgabe durch die Gemeinde erfolgt nach den Vor-

schriften des kantonalen Rechts. 

2 Die Höhe der Abgabe bei Einzonungen nach kantonalem Recht beträgt: 
a. Bei üblichen Einzonungen:    30 % des Mehrwertes 
b. Bei Einzonungen für Nutzungen, für die ein  

besonderes öffentliches Interesse besteht:  20 % des Mehrwertes 

3 Die Höhe der Abgabe bei Um- und Aufzonungen, Spezialnutzungszonen sowie 

bei neuen Zweitwohnungsflächen pro Grundstück beträgt: 
a. Für Umzonungen sowie für Aufzonungen  

mit einer Erhöhung des Nutzungsmasses  
um mehr als 70 %:     30 % des Mehrwertes 
         Freigrenze: 20'000.- 

b. Für die Ausscheidung von neuen Spezialnutz- 
ungszonen (Campingzonen, Materialabbau-  
zonen, Materialablagerungszonen etc.):  30 % des Mehrwertes 
         Freigrenze: keine 

c. Für neue Zweitwohnungsflächen, welche  
gestützt auf Art. 8 Abs. 4 ZWG (Umnutzung  
bis 50 % Hauptnutzfläche strukturierter Beher- 
bergungsbetriebe) und Art. 9 Abs. 1 ZWG 
(geschützte und ortsbildprägende Bauten) 
bewilligt werden (Art. 61 Abs. 4 Baugesetz): Fr. 500.- / m2 HNF 
         Freigrenze:  keine 
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4 Schuldner der Abgabe für Zweitwohnungsflächen nach Absatz 3 lit. c. sind die 

im Zeitpunkt der Erteilung der Baubewilligung im Grundbuch eingetragenen Ei-

gentümer der Liegenschaft. Werden bei Umnutzungen strukturierter Beherber-

gungsbetriebe nach Art. 8 Abs. 4 ZWG neben Wohnungen ohne Nutzungsbe-

schränkung (Zweitwohnungen) gleichzeitig und im mindestens gleichen Umfang 

zusätzliche Erstwohnungen oder Dienstleistungsflächen erstellt, reduziert sich 

die Mehrwertabgabe um die Hälfte. Bereits bezahlte Mehrwertabgaben werden 

nicht rückerstattet.   

5 Die Abgabe nach Absatz 3 lit. a. und b. kann auch vertraglich geregelt werden. 

Die Parteien können neben oder anstelle von Geldleistungen auch anderweitige 

Leistungen zugunsten der Raumplanung nach Art. 1 und 3 RPG vereinbaren. 

6 Der Verwendungszweck der im kommunalen Fonds geäufneten Erträge aus der 

Mehrwertabgabe richtet sich nach Art. 19r KRG. Der Gemeindevorstand kann 

Studien und Wettbewerbe sowie insb. Massnahmen zur Erhöhung der Sied-

lungsqualität mitfinanzieren. In Betracht fallen insbesondere Beiträge an die 

Restaurierung von wertvollen Bauten und Anlagen sowie Beiträge an die Erhal-

tung siedlungsinterner Freiräume. 

 

Baulandmobilisierung Art. 13  

1 Die Mobilisierung von Bauland erfolgt nach den Vorschriften des kantonalen 

Rechts und den nachfolgenden ergänzenden kommunalen Bestimmungen.  

2 Die Gemeinde ergreift gezielte Massnahmen der Baulandmobilisierung, insb. 

Bauverpflichtungen (Baufrist) auf unbebauten Grundstücken oder eigenständig 

überbaubaren Grundstücksteilen mit zusätzlichen Sanktionsmassnahmen bei 

Nichterfüllung der Bauverpflichtung. Die Mobilisierungs- und allfälligen Sankti-

onsmassnahmen werden auf die einzelnen Fraktionen bezogen angewendet. 

3 Der Gemeindevorstand kann bei der Zuweisung von Land zur Bauzone (Einzo-

nung) sowie bei Um- und Aufzonungen die Bauverpflichtung nach Massgabe 

von Art. 19b KRG vertraglich sicherstellen. Der Gemeindevorstand kann die 

Planungsmassnahme mit weiteren Mobilisierungsanordnungen verknüpfen so-

wie insb. die Planungsmassnahme im Sinne von Art. 19h KRG befristen. 

4 Sofern Absatz 3 bei neu einer Bauzone zugewiesenen Grundstücken nicht zur 

Anwendung kommt, beträgt die nach Art. 19c KRG subsidiär geltende gesetzli-

che Überbauungsfrist fünf Jahre seit Rechtskraft der Einzonung.  

5 Für bereits rechtskräftig ausgeschiedene Bauzonenflächen, für welche sich im 

öffentlichen Interesse eine Bauverpflichtung aufdrängt, werden im Zonenplan 

Anordnungen zur fristgerechten Überbauung festgelegt. Die Frist für die Über-

bauung beträgt fünf Jahre seit Rechtskraft der Bauverpflichtungsanordnung. 
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Die fünfjährige Frist gilt nicht für unbebaute Grundstücke, die bereits im Zonen-

plan Savognin vom 12. März 2012 mit einer Mobilisierungsregelung (Bauver-

pflichtung) belegt worden sind und zum Zeitpunkt des in Rechtskrafterwachsen 

vorliegender Bestimmung als baureif gelten. Bei diesen unbebauten, baureifen 

Grundstücken kann die Gemeinde auf Grundlage der vorliegenden Bestimmung 

unbesehen früherer Fristen- und Übernahmeregelungen direkt das Kaufrecht in 

Anwendung der Voraussetzungen von Art. 19d KRG ausüben.  

6 Zuständig für die Ausübung des Kaufrechts und die Weiterveräusserung über-

nommener Grundstücke gemäss Art. 19d Abs. 4 KRG ist unabhängig von den 

übrigen in den kommunalen Verfassungs- oder Gesetzrecht geregelten Finanz-

kompetenznormen allein der Gemeindevorstand. 

7 Der Gemeindevorstand kann bei Bedarf für die Übernahme und Weiter-

veräusserung eines Grundstücks (Art. 19d KRG) resp. Entlassung eines Grund-

stücks aus der Bauzone (Art. 19e KRG) Ausführungsbestimmungen in einem 

Reglement erlassen. 

 

Campieren  Art. 14  

1 Das Campieren ausserhalb von Zonen mit erlaubter Campingnutzung ist unter 

Vorbehalt von Abs. 2 nicht gestattet. 

2 Die Gemeinde kann für Angebote, die hauptsächlich auf einzelne Übernachtun-

gen ausgelegt sind, Ausnahmen zulassen, insbesondere:  

a. Im Rahmen von befristeten Zeltlagern. 

b. Auf den dafür von der Gemeinde bezeichneten Stellplätzen, insb. auf im 

Generellen Erschliessungsplan enthaltenen Stellplätzen. 

c. Auf Parkplätzen oder in den Aussenbereichen von Beherbergungs- und 

Gastwirtschaftsbetrieben oder weiteren touristischen Leistungsträgern, 

sofern von den jeweiligen Betrieben angeboten. 

d. Bei Landwirtschaftsbetrieben, sofern ein landwirtschaftliches Gewerbe 

vorliegt. 

3 Für den gewerbemässigen Betrieb eines Stellplatzes auf dem Gemeindegebiet 

bedarf es einer Bewilligung der Baubehörde. 
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2. Zonenplan 
 

A. Bauzonen 

a) Regelbauweise 
 

Regelbauweise, Grundsätze Art. 15  

1 Die Bauweise und das Mass der Nutzung in den Bauzonen richten sich nach 

dem Zonenschema sowie den weiteren Vorschriften gemäss Baugesetz. Für Be-

griffe und Messweisen, die Gegenstand der Interkantonalen Vereinbarung über 

die Harmonisierung der Baubegriffe (IVHB) bilden, gelten die Umschreibungen 

der IVHB (Anhang 2, Kap. A) sowie die Massangaben gemäss vorliegendem 

Baugesetz. 

2 Für bauliche Massnahmen, Nutzungs- und Projektänderungen gelten folgende 

Definitionen: 

a. Als Neubau gilt die Erstellung eines Gebäudes auf unüberbautem Grund. 

b. Als Ersatzbau gilt der nach Zerstörung durch höhere Gewalt (nachfolgend 

«Zerstörung») oder freiwilligen Abbruch (nachfolgend «Abbruch») erfolgte 

Ersatz eines Gebäudes auf demselben Grundstück.  

c. Als Wiederaufbau gilt der nach Zerstörung durch höhere Gewalt oder frei-

willigen Abbruch vorgenommene Ersatz eines Gebäudes innerhalb des glei-

chen Grundrisses und innerhalb der vorbestehenden Gebäudehülle. 

d. Als Umbau gilt jede über den Unterhalt und die Erneuerung hinausgehende 

bauliche Veränderung innerhalb eines Gebäudes. 

e. Als Erweiterung gilt jede Vergrösserung eines bestehenden Gebäudes, wel-

che zu einer Ausdehnung der vorbestandenen Hauptnutzfläche (HNF) führt. 
Als wesentliche Erweiterung gilt eine Ausdehnung der HNF über 30%. 

f. Als Erneuerung gelten das Instandhalten, Instandstellen oder Angleichen 

an die Erfordernisse der Zeit, ohne Umfang und Bestimmung des Werkes zu 

verändern. 

g. Als Zweckänderung (Umnutzung) gilt jede Änderung der bisherigen Funk-

tion des Bauwerks und des Grundstücks in eine neue Funktion. 

h. Als Projektänderung gelten alle Änderungen an Projekten vor oder nach Er-

teilung der Baubewilligung. 

3 Liegt ein Grundstück in verschiedenen Bauzonen, sind Nutzungsziffern und 

Grenzabstände in jeder Zone für die dort gelegenen Gebäudeteile einzuhalten. 

Im Übrigen gelten die Vorschriften der Zone, in welcher der grössere Teil des 

Gebäudes liegt. 
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4 Bei Verdichtungsprojekten im überbauten Gebiet, insbesondere bei An-, Auf- 

und Neubauten, ist der Erfüllung der gestalterischen Belange besondere   

Beachtung zu schenken und der Gestaltungsnachweis auf Verlangen der Bau-

behörde mittels eines Modells oder 3D-Visualisierung des Bauvorhabens und 

der umliegenden Bauten zu erbringen. Betreffen solche Projekte eine Fläche 

von mehr als  3’000 m2, entscheidet die Baubehörde über die Pflicht zur Erar-

beitung eines verbindlichen Gestaltungskonzepts oder die Vornahme einer Fol-

geplanung. 

5 Im Rahmen von Areal- und Quartierplänen können folgende Abweichungen von 

der zonengemässen Regelbauweise festgelegt werden, wenn damit ein haus-

hälterischer Umgang mit dem Boden bei guter Wohn- und Gestaltungsqualität 

erreicht wird:  

a. Die Grenz- und Gebäudeabstände auf Grundstücken im Areal- oder Quar-

tierplangebiet können nach architektonischen Kriterien frei festgelegt 

werden. Gegenüber Nachbargrundstücken ausserhalb des Areal- resp. 

Quartierplangebiets gelten in jedem Fall die Grenz- und Gebäudeab-

stände der Regelbauweise. 

b. Die Gebäudelängen, der Zusammenbau mehrerer Baukörper und die 

Dachformen können nach architektonischen Kriterien frei festgelegt wer-

den. 

c. Drängt sich aus gestalterischen Gründen eine Terrainveränderung auf, 

kann die Berechnung der Gesamt- und Fassadenhöhen ab neuem Terrain 

vorgeschrieben werden. 

d. Nutzungsübertragung (auch über verschiedene Nutzungszonen) und Nut-

zungskonzentration innerhalb des Quartierplangebietes sind ohne Ein-

schränkung zulässig. 

e. Die Ausnützungsziffer kann um 10 % erhöht werden. Es besteht kein An-

spruch auf Nutzungserhöhung. 

6 Erschliessungsflächen innerhalb oder am Rand des Siedlungsgebietes bilden 

Teil der Bauzone (Art. 27 KRG). Es gelten die Vorgaben des Generellen Er-

schliessungsplans und der Erschliessungsordnung. Anderweitige begründete 

Nutzungen bedürfen der behördlichen Zustimmung der Gemeinde.  
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Zonenschema Art. 16  

1 In den einzelnen Bauzonen gelten folgende Grundmasse: 

 Zone  Max.  
Ausnütz-

ungsziffer 
1)  

Art. 18  
Baugesetz

 

Max.  
Mittlere  

Fassaden-
höhe 2)  

(m) 

Max.  
Höhe  

Firstlinie 
3) 

(m) 

Max.  
Gebäude-

länge  
(m) 

Grenzab-
stand 
(m) 

ES 
4) 

DKA Dorfkernzone A - 12.00 3.50 25.00 2.50 

G
em

äs
s 

Le
ge

nd
e 

Zo
ne

np
la

n 

DKB Dorfkernzone B 1.00 10.00 3.50 25.00 2.50 
DE Dorferweiterungszone 0.80 10.00 3.50 25.00 2.50 
WA Wohnzone A 0.50 7.50 3.50 20.00 4.00 
WB Wohnzone B 0.65 9.00 3.50 30.00 4.00 
WC Wohnzone C 0.85 12.00 3.50 30.00 5.00 
WGA Wohn- und Gewerbezone A 0.85 9.50 3.50 30.00 3.00 
WGB Wohn- und Gewerbezone B 0.85 12.00 3.50 75.00 4.00 
GM Gewerbemischzone Bursa 0.75 11.50 3.50 75.00 4.00 
G Gewerbezone - 12.00 5) 3.50 50.00 2.50 

ZB Zone für Beherbergungs- 
betriebe 6) 

1.00 15.00 7) 3.50 65.00 7) 3.00 

TZ Touristikzone - 11.50 3.50 60.00 4.00 
ZVA Zone Villa Aurora 0.65 9.00 3.50 20.00 4.00 
ZKB Zone für Kultur und Beherber-

gungsbetriebe 8) 
1.00 12.00 3.50 25.00 2.50 

ZöBA Zone für öffentliche Bauten 
und Anlagen 9) 

- - - - 2.50 

ZöBA L Zone für öffentliche Bauten 
und Anlagen Lecsch 10) 

- - - - 2.50 

ZöA Zone für öffentliche Anlagen  - - - - - 
ZEVA Zone für Energieverteilanlage - - - - - 
GF Garten- und Freihaltezone - - - - - 

 

1) Bei Gebäuden, die gestützt auf eine vormalige AZ-Regelung oder ohne Nutzungsmass rechtmässig bewilligt und erstellt worden sind, bleibt 
die bei Inkrafttreten der vorliegenden Revision des Baugesetzes vorhandene anrechenbare Geschossfläche bei jeglichen Bauvorhaben ge-
währleistet, soweit diese die anrechenbare Geschossfläche gemäss neuer AZ-Regelung übersteigt.  

2) Massgebend ist die mittlere, traufseitige Fassadenhöhe (vgl. Art. 21 Baugesetz) 

3) Vgl. Art. 21 Baugesetz 

4) Der Zonenplan bezeichnet die Empfindlichkeitsstufen. Zuweisung und Anwendung der Empfindlichkeitsstufen richten sich nach 
den Vorschriften der Lärmschutzgesetzgebung.   

5) Gewerbezone Gneida, Salouf: Maximale mittlere Fassadenhöhe 9.00 m 

6) Für den Mobilchaletpark Rona gelten folgende Masse: AZ: 0.5; mittlere Fassadenhöhe: 6.00 m; Höhe Firstlinie: 2.00 m; max. Ge-
bäudelänge: 15.00 m; Grenzabstand: 2.50 m. Die Baubehörde kann von diesen Massen Unterschreitungen gestatten, soweit sich 
eine Unterschreitung aus gestalterischen Gründen und zur Erreichung einer guten Gesamtwirkung im Sinne von Art. 73 Abs. 1 des 
Raumplanungsgesetzes für den Kanton Graubünden (KRG) aufdrängt. 

7) Für den Standort Viols gilt folgende Regelung: Werden Hauptbauten durch Verbindungsbauten mit infrastruktureller Nutzung wie 
Reception, Bar, Hallenbad, Kinderhort, Kiosk etc. inkl. deren zusätzlichen, nutzungsbedingten Räumlichkeiten baulich miteinander 
verbunden, darf die Gebäudelänge des gesamten Gebäudekomplexes um maximal 20 m überschritten werden bzw. maximal 75 m 
aufweisen. Die in Erscheinung tretende Fassadenhöhe solcher Verbindungsbauten darf 6.5 m nicht überschreiten. 

8) Für die Zone in Mulegns gilt die Pflicht zur Gestaltungsplanung. Mittels Gestaltungsplan darf von den Massvorgaben abgewichen 
werden (vgl. Art. 31 Abs. 5 Baugesetz). 

9) Die Zonenvorschriften der angrenzenden Zonen sind angemessen zu berücksichtigen. 

10) Massgebend sind die Vorgaben gemäss Generellem Gestaltungsplan (vgl. Art. 35 Baugesetz). 
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Besitzstand und Hofstattrecht Art. 17  

1 Für Erhalt und Erneuerung sowie Umbau, massvolle Erweiterung und Nutzungs-

änderung von rechtmässig erstellten Bauten, die den geltenden Vorschriften 

nicht mehr entsprechen, gelten die Vorschriften der kantonalen Raumplanungs-

gesetzgebung. 

2 Für den Abbruch und Wiederaufbau rechtmässig erstellter Gebäude innerhalb 

der Bauzonen gilt das Hofstattrecht im Rahmen der nachfolgenden Bestimmun-

gen. 

3 Werden rechtmässig erstellte Bauten oder Anlagen, die den geltenden Vor-

schriften nicht mehr entsprechen, durch höhere Gewalt zerstört oder ganz oder 

teilweise abgebrochen, dürfen sie ohne Rücksicht auf die geltenden Vorschrif-

ten der Regelbauweise in ihrer bisherigen Lage und Ausdehnung wieder aufge-

baut werden, wenn folgende Voraussetzungen kumulativ erfüllt sind: 

a. Bei Abbruch entspricht die beabsichtigte Nutzung dem Zonenzweck. Bei 

Zerstörung kann die bestehende Nutzung unabhängig der Zonenkonformi-

tät, wenn triftige Gründe vorliegen, ausnahmsweise gewährleistet bleiben; 

b. es stehen dem Vorhaben keine überwiegende öffentliche Interessen entge-

gen; 

c. die Gebäudemasse des Altbaus wurden vor dem Abbruch bzw. binnen 

zweier Monate seit der Zerstörung im Einvernehmen mit der Baubehörde 

durch Pläne festgehalten und diese bei der Gemeinde deponiert; 

d. das Baugesuch für den Wiederaufbau wurde innert drei Jahren nach der 

Zerstörung bzw. dem Abbruch eingereicht. 

4 Geringfügige Abweichungen bezüglich Lage und Ausdehnung sowie Erweiterun-

gen sind gestattet, wenn dadurch der bisherige Zustand verbessert wird und 

keine überwiegenden nachbarlichen Interessen entgegenstehen. Solche Abwei-

chungen müssen den geltenden Vorschriften der Regelbauweise entsprechen. 

5 Vorbehalten bleiben gesetzliche Anpassungs- oder Sanierungspflichten sowie 

besondere Regelungen des eidgenössischen oder kantonalen Rechts für beste-

hende Bauten und Anlagen, wie Vorschriften in Gefahrenzonen, Abstandsvor-

schriften gegenüber Kantonsstrassen. Ebenfalls vorbehalten bleiben Schutzan-

ordnungen des Generellen Gestaltungsplans, Bestimmungen von Quartierplä-

nen und Arealplänen sowie Bau- und Niveaulinien resp. Baugestaltungslinien.  
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b) Begriffe und Messweisen 
 

Ausnützungsziffer und Nutzungsübertragungen Art. 18  

1 Die Definition der Ausnützungsziffer richtet sich nach Art. 37a KRVO (Anhang 

2, lit. B). 

2 Wird von einem teilweise überbauten Grundstück der unüberbaute Teil abge-

trennt, darf die neue Teilparzelle nur so weit überbaut werden, als die Nut-

zungsziffer über das ganze ursprüngliche Grundstück eingehalten wird. Vorbe-

halten bleibt Art. 20 Baugesetz. 

3 Die Baubehörde kann Nutzungsübertragungen zwischen angrenzenden oder 

bloss durch Anlagen der Feinerschliessung getrennten Grundstücken innerhalb 

der gleichen Zone (d.h. WA zu WA; WB zu WB usw.) sowie innerhalb vom Orts-

bildschutzbereich nach ausserhalb zulassen, sofern ein entsprechender Vertrag 

zwischen den betroffenen Grundeigentümern vorliegt und dadurch die haushäl-

terische Bodennutzung nicht erschwert oder vereitelt wird (Art. 19 Baugesetz). 

Die Nutzungsübertragung darf maximal 20 % der auf dem Grundstück zulässi-

gen baulichen Ausnützung betragen. Vorbehalten bleiben weitergehende Nut-

zungsverlegungen nach den Anordnungen des Generellen Gestaltungsplans, ei-

nes Arealplans oder eines Quartierplans. 

4 Die Baubehörde führt eine Kontrolle über die realisierte Geschossfläche bezie-

hungsweise das realisierte Gebäudevolumen auf den Grundstücken. Sie lässt 

Nutzungsübertragungen im Grundbuch anmerken. 

 

Haushälterische Bodennutzung, Ausschöpfung Nutzungsmass Art. 19  

1 Alle Bauvorhaben haben dem Gebot des haushälterischen Umgangs mit dem 

Boden zu genügen. Insbesondere sind eine bodensparende, kompakte Bau-

weise sowie eine optimale Ausnützung und effiziente Erschliessung der Bauzo-

nen anzustreben. 

2 Bauvorhaben in Form von Neubauten, wesentlichen Erweiterungen bestehen-

der Bauten sowie Ersatzbauten haben grundsätzlich mindestens 80 % der gel-

tenden Ausnützungsziffer auszuschöpfen. Für Bauvorhaben in Zonen ohne Aus-

nützungsziffer ist sinngemäss das durch die Gebäudeabmessungen theoretisch 

definierte Volumen zu mindestens 80 % auszuschöpfen. Ausnahmen von der 

Mindestausschöpfungspflicht können in begründeten Fällen zugelassen wer-

den, so insb. bei erforderlichen Etappierungen, aus zwingenden Ortsbild- oder 

Einzelobjektschutzgründen, bei Vorliegen ausserordentlicher Verhältnisse wie 

etwa unverschuldete Erschliessungs- und Überbauungshemmnisse oder wenn 

die Mindestausschöpfung zu unverhältnismässigen Härtefällen führen würde. 
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3 Im Ausnahmefall nach Absatz 2 hat der Baugesuchsteller im Baugesuch anhand

ausreichender Projektpläne nachvollziehbar aufzuzeigen, wie und wo die ge-

samte restliche Ausnützung nachträglich in baulicher und funktionaler Hinsicht 

sinnvoll realisiert werden kann (Ergänzungsprojekt).

Auf ein Ergänzungsprojekt betreffend Realisierung der Restausnützung kann in-

nerhalb der Dorfkernzone ausnahmsweise verzichtet werden, wenn die Abwei-

chung von der Mindestausnützung auf Grundlage des Befunds der Bauberatung 

aus den folgenden triftigen Gründen erforderlich ist:

- zum Schutze des Ortsbilds und wertvoller Einzelbauten; oder

- die Liegenschafts-, Erschliessungs-, und Bebauungsstruktur bereits ratio-

nell überbauter Parzellen lässt keine sinnvolle Höherausnützung zu.

4 Die Baubehörde kann die Baubewilligung mit Auflagen verbinden wie z. B. hin-

sichtlich der Erschliessung, der Baustandorte für die Restnutzung mit/ohne er-

forderliche Abparzellierung, der zeitlichen Realisierung usw. oder sie kann die 

Einleitung einer Folgeplanung beschliessen.

 

Änderungen an Grundstücken und Nutzungsübertragungen Art. 20  

1 Grundstücksteilungen, anderweitige Änderungen an Grundstücken, Grund-

stücksvereinigungen sowie Nutzungsübertragungen innerhalb der Bauzonen 

sind unzulässig, wenn sie geeignet sind, die Umsetzung der Vorschriften zu 

haushälterischen Bodennutzung, insbesondere die Vorschriften über die Bau-

landmobilisierung oder die Vorschriften über die Mindestausschöpfung des 

Nutzungsmasses, zu vereiteln oder zu erschweren. 

2 Grundstücksteilungen, anderweitige Änderungen an Grundstücken, Grund-

stücksvereinigungen sowie Nutzungsübertragungen innerhalb der Bauzonen be-

dürfen vorgängig der Zustimmung durch die Baubehörde. 

 

Fassadenhöhe und Höhe Firstlinie Art. 21  

1 Die Höhenvorhaben gemäss Zonenschema sind einzuhalten. Massgebend ist 

die mittlere Fassadenhöhe und Höhe Firstlinie gemäss IVHB. Vorbehalten blei-

ben abweichende Anordnungen ortsspezifischer Planungserlasse. 

2 Als mittlere traufseitige Fassadenhöhe (5.2) gilt das Mittel aller traufseitigen 

Fassadenhöhen gemessen an den Hauptgebäudeecken. Bei Abgrabungen sind 

die Fassadenhöhen vom neu gestalteten Terrain aus zu messen.  

3 Die Höhe der Firstlinien (5.1) bestimmt sich durch die Schnittlinie der traufseiti-

gen Fassadenflucht mit der Oberkante der Dachkonstruktion und dem im Zo-

nenschema festgelegten Zuschlag. 
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4 Die talseitigen traufseitigen Fassadenhöhen dürfen im Durchschnitt die FHm 

um max. 2.5 m überschreiten. Die Firstlinie darf die zulässige Fassadenhöhe 

maximal um das im Zonenschema festgelegte Mass überragen. Bei Flachdä-

chern darf die durchschnittliche mittlere Fassadenhöhe um max. zwei Meter, 

bei Attikageschossen um max. drei Meter überschritten werden.   

5 Bei gegliederten Bauten wird die Fassadenhöhe für jeden Baukörper ermittelt. 

Als Gliederung gilt nur ein Vor- oder Rücksprung von mindestens 3 m, welcher 

vom Terrain bis zum Dach reicht. 

6 Die Zufahrten und Zugänge zu Untergeschossen mit einer maximalen Breite 

von 3.5 m entlang der Fassadenflucht, fallen bei der Bemessung der Fassaden-

höhe nicht in Betracht. 

 

Gebäudelänge Art. 22  

1 Die Gebäudelänge ist die längere Seite des flächenkleinsten Rechtecks, wel-

ches die projizierte Fassadenlinie umfasst. 

2 Die im Zonenschema definierten maximalen Gebäudelängen dürfen nicht über-

schritten werden. Zu den Gebäudelängen (4.1) nicht angerechnet werden Klein- 

und Anbauten sowie unterirdische Bauten (2.4) und Unterniveaubauten (2.5). 

3 Die Länge und die Breite von unterirdischen Bauten gemäss IVHB sowie von 

Untergeschossen, welche vollständig unter dem massgebenden, respektive un-

ter dem tiefergelegten Terrain liegen, sind frei.  

max. X m 

max. X m 
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4 Bei Bauzonen mit geschlossenen Gebäudezeilen entlang von Strassen und Gas-

sen ergibt sich die Gebäudelänge aus der maximalen Anstosslänge zwischen 

den Erschliessungsachsen. 

 

Grenz-, Gebäude- und Strassenabstand Art. 23  

1 Die Abstandsvorgaben gemäss Zonenschema sind einzuhalten. Vorbehalten 

sind Baulinien und Unterschreitungen gemäss KRG sowie abweichende Festle-

gungen in einem Quartierplan, Arealplan oder Generellen Gestaltungsplan. 

2 Der minimale Gebäudeabstand ergibt sich aus der Summe der einzuhaltenden 

Grenzabstände und kann ebenfalls gemäss KRG unterschritten werden. 

3 Vorspringende Gebäudeteile dürfen maximal 1.00 m in den Grenzabstand hin-

einragen. 

4 Wo das Baugesetz keine Grenzabstände (7.1) vorschreibt sowie für unterirdi-

sche Bauten und Klein- und Anbauten gilt ein minimaler Grenzabstand von 2.50 

m. Bei Erdwärmesonden gilt ein minimaler Grenzabstand von 3.00 m. 

5 Vorbehalten bleiben Abstandsvorschriften der kantonalen Strassengesetzge-

bung bei Bauvorhaben an Kantonsstrassen (Art. 45 StrG). 

 

Masse für die Anwendung von Definitionen gemäss IVHB Art. 24  

1 Die nachfolgenden in diesem Baugesetz verwendeten Definitionen und Begriffe 

richten sich nach der IVHB. Die in Klammer gesetzten Verweise beziehen sich 

auf die Begriffe der IVHB. 

a. Kleinbauten (2.2) und Anbauten (2.3) 

- Max. zulässige Fassadenhöhe: 3.0 m 

- Max. Höhe Firstlinie: 1.0 m 

- Max. anrechenbare Gebäudefläche: 50 m2 

b. Unterniveaubauten (2.5) 

- Max. Durchschnittsmass b über dem massg. Terrain: 0.80 m   

- Max. Mass f über dem massg. Terrain: 3.00 m  

c. Vorspringende Gebäudeteile (3.4) 

- Max. zulässiges Mass a für die Tiefe: 2.0 m 

- Max. zulässiges Mass b für die Breite: 4.0 m 

- Max. zulässiger Anteil des zugehörigen Fassadenabschnitts: 1/3   
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d. Unbedeutend zurückspringende Gebäudeteile (3.5) 

- Max. zulässiges Mass a für Tiefe, b für Breite: 2.00 m / 4.00 m   

- Max. zulässiger Anteil des zugehörigen Fassadenabschnitts: 1/3   

e. Dachaufbauten und Dacheinschnitte (5.2) 

- Max. zulässige Höhe: bis max. 40 cm unter die Firstlinie 

- Max. zulässiger Anteil des zugehörigen Fassadenabschnitts: 1/3,  

vorbehältlich der Bestimmungen zu den Dächern (Art. 64 Baugesetz) 

f. Technisch bedingte Dachaufbauten (5.1)  

- Maximal zulässige Höhe (Überschreitung der Dachfläche): 1.5 m; 

nachweislich unumgängliche, technisch bedingte Mehrhöhen blei-

ben vorbehalten. 

g. Attikageschosse (6.4) 

- Minimal notwendiger Versatz a: 3.00 m auf der längeren der bei-

den Gebäudeseiten  

- Minimal notwendiger Versatz b: 1.50 m auf allen übrigen Seiten 

- Kein notwendiger Versatz bei Gebäudeteilen zur internen Erschlies-

sung wie Treppenhäuser und Liftschächte 

 
 

 

c) Zonenvorschriften 
 

Zentrums- und Wohnbauzonen 
 

Dorfkernzonen und Dorferweiterungszone Art. 25  

1 Die Dorfkernzonen A und B sowie die Dorferweiterungszone sind für Wohnzwe-

cke sowie für Dienstleistungs- und Produktionsbetriebe bestimmt.  

2 In den Dorfkernzonen A und B sind Siedlungsstruktur und Bauweise zu erhalten 

und zu ergänzen. Neue Gebäude sowie Umbauten und Erweiterungen beste-

hender Gebäude haben sich bezüglich Stellung, Proportionen, Dachform und 

Gestaltung gut in die bestehende Siedlung einzufügen. 

3 In der Dorferweiterungszone ergänzen und bereichern neue Gebäude, Ersatz- 

und Wiederaufbauten sowie Umbauten und Erweiterungen bestehender Ge-

bäude die vorhandenen baulichen Strukturen der angrenzenden Bauzonen be-

züglich Stellung, Volumen, Proportionen, Dachform und Gestaltung. 

4 Wo Baugestaltungslinien fehlen, sind bei Neubauten einschliesslich Ersatzbau-

ten und Umbauten die bestehenden Baufluchten grundsätzlich beizubehalten; 

bei Nichtanwendung des Hofstattrechts ist ein Näherbaurecht erforderlich. 
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Vorbehalten bleiben Abstandsvorschriften und Baulinien entlang der Natio-

nalstrasse und der Kantonsstrasse. 

5 Bei geschlossenen Gebäudezeilen entlang von Strassen und Gassen richten 

sich die Gebäudelänge, die Fassadenhöhe und die Gesamthöhe sowie die 

Dachform nach den umliegenden Bauten und Strukturen.  

6 Alle Bauvorhaben sind vor Ausarbeitung der Projekte der Baubehörde mitzutei-

len. Diese bestimmt in Zusammenarbeit mit der Bauherrschaft die projektbezo-

genen Rahmenbedingungen. Neu-, Ersatz- und Wiederaufbauten sowie wesent-

lichen Erweiterungen innerhalb der Dorfkernzonen A und B sind bauberatungs-

pflichtig. Die Baubehörde kann bei Vorhaben in Anwendung von Art. 50 KRVO 

(vereinfachtes Baubewilligungsverfahren), welche zu keinen schädlichen Aus-

wirkungen auf das Ortsbild führen, von der Bauberatungspflicht absehen. 

7 Wesentliche Veränderungen bestehender Strassenzüge, von Plätzen und Hof-

räumen sind im Rahmen von Gesamtüberbauungsprojekten, Areal- oder Quar-

tierplänen zulässig. 

 

Wohnzonen Art. 26  

1 Die Wohnzonen sind für Wohnzwecke bestimmt. Dienstleistungs- und Produkti-

onsbetriebe sind zulässig, sofern sie aufgrund ihrer optischen Erscheinung und 

ihrer Auswirkungen auf Raum, Umwelt und Erschliessung in ein Wohnquartier 

passen.  

2 Bei einzelnen grösseren oder mehreren zusammenhängenden unüberbauten 

Wohnbauzonenparzellen kann die Baubehörde zwecks Sicherstellung einer qua-

litätsvollen und verdichteten Bauweise ein verbindliches Gestaltungskonzept 

einverlangen.  

 

Wohn- und Gewerbezone Art. 27  

1 Die Wohn- und Gewerbezone ist für Wohnzwecke sowie für nicht störende 

Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe bestimmt. Die Erstellung von reinen La-

gerhallen und von Produktionsbetrieben ist nicht zulässig. 

 

Gewerbe- und Industriezonen 
 

Gewerbemischzone Bursa Art. 28  

1 Die Gewerbemischzone ist für Produktions- und Dienstleistungsbetriebe mit al-

lenfalls zugehörigem betriebsgebundenem Wohnraum bestimmt. Sie dient 
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zudem dem Betrieb von Aus- und Weiterbildungsstätten mit zugehörigen Infra-

strukturen wie Restauration und Unterkünfte. 

2 Als betriebsgebundener Wohnraum gelten je Betrieb eine Betriebsleiterwoh-

nung sowie Personalzimmer. Als Unterkünfte gelten nicht individuell eingerich-

tete Zimmer ohne Kocheinrichtung, die hauptsächlich der kurzzeitigen Vermie-

tung im Zusammenhang mit dem Betrieb der Aus- und Weiterbildungsstätte 

dienen. Der betriebsgebundene Wohnraum und die Unterkünfte dürfen in der 

Summe ein Drittel der innerhalb der beigezogenen Grundstücke realisierten an-

rechenbaren Geschossfläche (aGF) bzw. maximal 2‘000m² aGF nicht über-

schreiten. Gemeinsam nutzbare Räume wie Restauration und Aufenthaltsräume 

fallen nicht unter diese Kontingentierung. 

3 Die Zweckbestimmung der einzelnen Flächen ist durch Anordnung in der Bau-

bewilligung sicherzustellen und im Grundbuch anzumerken. 

4 Bei Flachdachbauten darf die höchste Erhebung des Flachdaches die maximale 

Gesamthöhe nicht überschreiten. 

 

Gewerbezone Art. 29  

1 Die Gewerbezone ist für Produktions- und Dienstleistungsbetriebe sowie für 

Werk- oder Abfallanlagen bestimmt. 

2 Die Erstellung von Wohnraum ist ausschliesslich für betriebsgebundene Zwe-

cke zulässig. In der Gewerbezone Gelgia, Mulegns, ist Wohnraum untersagt. 

 

Zonen für besondere bauliche Nutzungen  

Zone für Beherbergungsbetriebe Art. 30  

1 Die Zone für Beherbergungsbetriebe ist bestimmt für traditionelle Hotels sowie 

für hotelmässig geführte Resorts oder vergleichbare Betriebe, welche die Anfor-

derungen an strukturierte Beherbergungsbetriebe gemäss Art. 4 Zweitwoh-

nungsverordnung (ZWV) erfüllen. Touristisch bewirtschaftete Wohnungen ge-

mäss Art. 7 Abs. 2 lit. b des Bundesgesetzes über Zweitwohnungen (ZWG) sind 

zulässig.  

2 Ferner sind Personal- und Dienstwohnungen im Sinne von Art. 2, Abs. 3 Bst. f 

und g ZWG sowie Wohnungen ohne Nutzungsbeschränkung im Zusammenhang 

mit strukturierten Beherbergungsbetrieben gemäss Art. 8 Abs. 1 – 3 ZWG zu-

lässig. Umnutzungen nach Art. 8 Abs. 4 ZWG sind unzulässig. In begründeten 

Fällen können im Rahmen von Abs. 4 und 5 besondere kurzzeitig befristete Re-

gelungen in Bezug auf die Beherbergungs- und Wohnnutzungen getroffen wer-

den.  
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3 Werden touristisch bewirtschaftete Wohnungen im Rahmen von Baurechten 

durch Dritte erstellt oder wird an touristisch bewirtschafteten Wohnungen 

Stockwerkeigentum begründet, gelten die nachfolgenden Bedingungen:  

a. Die Eigennutzung von bewirtschafteten Wohnungen beträgt max. 3 Wo-

chen pro Hauptsaison;  

b. Es muss ein Renovationsfonds eingerichtet werden, welcher dem Betrei-

ber sowie den Eigentümern den erforderlichen Handlungsspielraum für 

die Durchführung von Renovationsarbeiten einräumt;  

c. Die Gemeinde kann die Baufreigabe vom Vorliegen des Begründungsak-

tes, allfälliger Reglemente sowie Miet- und Bewirtschaftungsverträge ab-

hängig machen. 

4 In der Zone für Beherbergungsbetriebe sind auch Dienstleistungs- und Gewer-

bebetriebe, welche einen Bezug zur Beherbergungsnutzung aufweisen und ma-

ximal 20 % der auf dem Grundstück zulässigen anrechenbaren Geschossfläche 

beanspruchen, sowie öffentliche Nutzungen zulässig. 

5 Weitere Regelungen können in einem Gestaltungsplan sowie in einem Arealplan 

mit dazugehörigen Vorschriften festgelegt werden. 

 

Zone für Kultur und Beherbergungsbetriebe Art. 31  

1 Die Zone für Kultur und Beherbergungsbetriebe ist für Bauten und Anlagen der 

kulturellen Nutzung sowie für Beherbergungsbetriebe im Sinne eines klassi-

schen Hotels bestimmt.  

2 Als Bauten und Anlagen für kulturelle Nutzungen gelten solche, welche aus-

schliesslich dem kulturellen Zweck wie Ausstellungsräume, Theatersäle, Ateli-

ers, Werkstätten, Singsäle, Kostümbildnereien und dergleichen dienen.  

3 Als klassisches Hotel gilt ein Beherbergungsbetrieb, der Zimmer oder Suiten 

tage- bzw. wochenweise gegen Entgelt zur Verfügung stellt und gleichzeitig ei-

nen hotelmässigen Service und Dienstleistungen bietet. Gleichgesetzt sind Ho-

tels angegliederte und mit diesen funktional verbundene Gastwirtschaftsbe-

triebe wie Restaurants, Bars und dergleichen zulässig. 

4 Wohnnutzungen gemäss ZWG sind zulässig, soweit diese mit der kulturellen 

Nutzung oder mit der Beherbergungsnutzung im Zusammenhang stehen, wie 

Wohnungen für Kulturschaffende oder Personalwohnungen. Umnutzungen nach 

Art. 8 Abs. 4 ZWG sind unzulässig. 

5 In der Zone für Kultur und Beherbergung in Mulegns werden Baubewilligungen 

nur gestützt auf einen rechtskräftigen Generellen Gestaltungsplan (GGP) erteilt. 

Der GGP bezeichnet die Nutzungsbereiche und es sind basierend auf einem 
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Gesamtkonzept die zulässigen Gebäudeabmessungen und das Nutzungsmass 

sowie die Anordnung und Umfang zu konkretisieren.  

6 Bauvorhaben sind vor der Ausarbeitung des Bauprojekts bei der Baubehörde 

inkl. eines Gestaltungs-, Farb- und Materialkonzept anzumelden. Die Baube-

hörde zieht die Bauberatung zur Beurteilung bei. 

 

Touristikzone Art. 32  

1 Die Touristikzone umfasst Flächen, welche für den Betrieb und die Infrastruktur 

der Bergbahnen notwendig sind. Zulässig sind Bauten und Anlagen von touristi-

schen Beförderungsanlagen wie Bergbahnen und Skilifte sowie Bauten und An-

lagen, welche in einem sachlichen Zusammenhang zum Betrieb der touristi-

schen Beförderungsanlagen stehen, wie Büros zu deren Verwaltung, Einstellhal-

len für betriebseigene Fahrzeuge, Reparaturwerkstätten, Pumpstationen, 

Räume für Schneesportschulen oder zum Einstellen von Sportgeräten, Kioske 

oder Verpflegungsstände.  

2 Zulässig sind ferner Beherbergungsnutzungen im Sinne von Art. 30 Abs. 1 Bau-

gesetz sowie Bauten und Anlagen, die der Ausübung von Sport- und Freizeitak-

tivitäten im Freien und in gedeckten Anlagen oder Gebäuden dienen.   

3 Personal- und Dienstwohnungen im Sinne von Art. 2, Abs. 3 Bst. f und g ZWG 

sind für Personen zulässig, die insbesondere im Gastgewerbe oder für Berg-

bahnbetriebe tätig sind. In der Zwischensaison ist eine temporäre Erstwoh-

nungsnutzung durch andere Personen zulässig. 

4 Umnutzungen nach Art. 8 ZWG sind unzulässig. 

 

Zone Villa Aurora Art. 33

1 Die Zone dient dem Erhalt der kulturhistorisch wertvollen Villa Aurora und deren 

charakteristischer Umgebung. In der Zone Villa Aurora sind ausschliesslich Nut-

zungen mit öffentlichem Nutzungscharakter sowie Beherbergungsnutzungen im 

Sinne von Art. 30 Abs. 1 Baugesetz zulässig. Die Erstellung von Erstwohnun-

gen, von Erstwohnungen gleichgestellte Wohnungen sowie Umnutzungen nach 

Art. 8 ZWG sind unzulässig.

2 Erweiterungen bestehender Bauten sowie Neubauten sind zulässig, soweit 

diese mit dem Erhalt der Villa und deren Umgebung vereinbar sind. Es besteht

kein Anspruch auf die Höchstmasse gemäss Zonenschema Art. 16 Baugesetz. 

Die Baubehörde zieht die Bauberatung bei.
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Garten- und Freihaltezone Art. 34  

1 Die Garten- und Freihaltezone dient dem Erhalt wertvoller Frei- und Aussen-

räume, welche für das Orts- und Landschaftsbild, die Siedlungs- und Wohnqua-

lität sowie zum Erhalt von siedlungsgliedernden Freiräumen von besonderer Be-

deutung sind.  

2 In der Garten- und Freihaltezone dürfen im Grundsatz keine Hochbauten er-

stellt werden, mit Ausnahme von maximal zwei An- und Kleinbauten wie Gerä-

teschuppen und dergleichen bis maximal je 15 m2 Gebäudefläche, sofern die 

Bauten mit dem Zonenzweck vereinbar sind. Unterirdische Bauten und Anlagen 

sind zulässig. 

3 Die Erstellung von Parkierungsflächen ist nur zulässig, wenn keine andere Mög-

lichkeit auf dem Grundstück besteht und diese ohne Überdachung und ohne 

wesentliche Geländeveränderungen erstellt werden. Oberflächen müssen als 

sickerfähige Flächen ausgebildet werden. Sie werden nur mit Revers bewilligt, 

wonach diese wieder entfernt werden müssen, sobald die Möglichkeit der Er-

stellung oder der Beteiligung an einer Parkierungsanlage ausserhalb der Gar-

ten- und Freihaltezone besteht. 

 

Zone für öffentliche Bauten und Anlagen Lecsch Art. 35  

1 In Ergänzung der Vorschriften nach Art. 28 des Raumplanungsgesetzes für den 

Kanton Graubünden (KRG) dient die Zone für öffentliche Bauten und Anlagen 

Lecsch der Realisierung und des Betriebs eines gemeindeeigenen Werkhofs mit 

Entsorgungsstelle samt sämtlicher dazugehörigen Bauten und Anlagen.  

2 Hochbauten sind ausschliesslich innerhalb der im Generellen Gestaltungsplan 

bezeichneten Baubereichen zulässig. Die Erschliessung und weitere verkehrs-

bedingte Nutzungen richten sich nach dem Generellen Erschliessungsplan. 

 

Zone für Energieverteilanlagen Art. 36  

1 Die Zone für Energieverteilanlagen ist bestimmt für Bauten und Anlagen, die in 

Zusammenhang mit der Energiegewinnung und -verteilung stehen. 

 

B. Schutzzonen 

Trockenstandortzone Art. 37  

1 Die Trockenstandortzone umfasst Trockenwiesen und -weiden, deren Fläche 

und Qualität erhalten werden soll. Für die Bewirtschaftung werden Verträge 

zwischen Kanton und Bewirtschaftern abgeschlossen.  
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2 Zulässig sind neue Bauten und Anlagen, die für die land- oder forstwirtschaftli-

che Nutzung des Gebietes notwendig sind oder dem Schutz vor Naturgefahren 

oder einem anderen überwiegenden öffentlichen Interesse dienen, wenn ein 

Standort ausserhalb der Trockenstandortzone nicht zumutbar ist.  

3 Werden Trockenwiesen und -weiden beeinträchtigt, sind Ersatzmassnahmen zu 

leisten.  

4 Für Trockenwiesen und -weiden von nationaler Bedeutung gelten ausschliess-

lich die Bestimmungen des Bundesrechts. 

 

Wildruhezone Art. 38  

1 Die Wildruhezone umfasst Lebensräume von Tieren, insbesondere die Wildein-

standsgebiete.  

2 Die Anlage, Präparierung und Markierung von Abfahrtspisten, Langlaufloipen 

und Schlittelwegen oder anderen Einrichtungen zur Sportausübung sind im 

Winter grundsätzlich nicht gestattet. Vorbehalten bleiben Korridore bei ausge-

wiesenem Bedarf in Absprache mit der Wildhut oder gemäss nutzungsplaneri-

scher Grundlage. Der Gemeindevorstand erlässt temporäre Betretungs- und 

Fahrverbote nach Absprache mit der Wildhut und dem Forstdienst.   

3 Die Verwendung von Motorfahrzeugen ist nur für land- oder forstwirtschaftliche 

Nutzungen oder aus jagdrechtlichen Gründen gestattet. Gestattet sind generell 

Not- und Rettungsmassnahmen sowie Pflege- und Hegemassnahmen in Ab-

sprache mit der Wildhut und dem Forstdienst.  

4 Die Wildruhezonen werden nach den Richtlinien der Fachstelle für Jagd und Fi-

scherei und der kantonalen Hegekommission gekennzeichnet. Zweckmässige 

Pflegemassnahmen sind von den Grundeigentümern zu dulden. 

5 Im Übrigen gelten in Ergänzung die Bestimmungen des durch den Gemeinde-

vorstand zu erlassenden Wildruhereglements. 

 

 

C. Weitere Zonen 

Tourismus und Freizeit 
 

Campingzone Art. 39  

1 Die Campingzone ist für Campingplätze bestimmt. Es sind ausschliesslich be-

trieblich notwendige Bauten und Anlagen zulässig, wie sanitäre Anlagen, Ver-

kaufs- und Versorgungsstätten. 
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2 Bauten, Anlagen und Bepflanzungen haben sich gut in die Landschaft einzuord-

nen.  

3 Der Betrieb eines Campingplatzes bedarf grundsätzlich einer von der Baube-

hörde bewilligten Campingordnung und bedarf in jedem Fall einer Betriebsbe-

willigung des Gemeindevorstands. Die Betriebsbewilligung wird nur erteilt, 

wenn alle erforderlichen sanitären Anlagen bei der Eröffnung des Betriebs vor-

handen sind.  

4 Bei der Campinganlage Bivio «Plang Buel» Parzelle Nr. 10208 auf gemeindeei-

genem Grund kann die Baubehörde von einer Campingordnung absehen, sofern 

ein gesetzeskonformer Betrieb gewährleistet ist. 

5 Das dauernde Stationieren von Wohnwagen, Wohnmobilen, Zelten und ähnli-

chen Einrichtungen in der Campingzone erfordert in jedem Fall eine Camping-

ordnung mit entsprechend festgelegten Nutzungsbereichen. 

6 Befristete Zeltlager im Zusammenhang mit dem Camping können vom Gemein-

devorstand auch ausserhalb der Campingzone bewilligt werden. 

 

Wintersportzone Art. 40  

1 In der Wintersportzone besteht ein allgemeines Zutrittsrecht zur Ausübung des 

Wintersportes. Die maschinelle Präparierung von Pisten innerhalb der Winter-

sportzone sowie weitergehende Eingriffe wie die Errichtung und der Betrieb von 

Beschneiungsanlagen oder Terrainanpassungen sind nach den Vorgaben des 

Generellen Erschliessungsplans gestattet. Temporäre und dauerhafte Schnee-

depots sind zulässig, sofern keine überwiegenden Interessen entgegenstehen. 

2 Bauten und Anlagen haben sich, soweit sie nicht unterirdisch angelegt werden 

können, gut in das Landschaftsbild einzufügen. Mobile, oberirdische Anlageteile 

sind nach Saisonschluss nach Möglichkeit zu entfernen. 

3 Wo sich Naturschutzzone und Wintersportzone überlagern, darf die Pistenprä-

parierung zu keiner Schädigung des zu schützenden Biotops führen. 

4 Schäden oder Ertragsausfälle, die durch die Ausübung des Wintersports und 

durch die Präparierung von Pisten an Grundstücken innerhalb der Wintersport-

zone entstehen, werden von einer Fachperson beurteilt und bei Skipisten von 

den zuständigen Unternehmen und bei den Langlaufloipen von der Gemeinde 

behoben oder entschädigt. Im Streitfall ist die Gemeinde zuständig. 

5 Kosten, die der Gemeinde aus der Freihaltung und Nutzung des Wintersportge-

ländes erwachsen, werden den vom Wintersport profitierenden Unternehmun-

gen und Vereinigungen wie Bergbahnen, Beherbergungsbetriebe, Tourismusor-

ganisationen, Skischulen etc. überbunden.  
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6 Das Verfahren für die Feststellung und Entschädigung von Ertragsausfällen so-

wie für die Erhebung von Beiträgen gemäss Absatz 4 kann bei Bedarf in einem 

von der Gemeinde zu erlassenden Reglement über die Sicherung des Winter-

sports geregelt werden. 

 

Materialabbau, Materialverwertung und Deponierung 
 

Materialabbauzone Art. 41  

1 Die Abbauzone umfasst Flächen, die für die Gewinnung von natürlichen Materi-

alien wie Steine, Kies, Sand, Lehm und andere mineralische Rohstoffe be-

stimmt sind.  

2 Bauten und Anlagen, die unmittelbar dem Abbaubetrieb oder der Aufbereitung 

des an Ort gewonnenen Materials dienen, können für die Dauer des Abbaube-

triebs bewilligt werden. Abbaubereiche oder -etappen, weitere Entnahmeberei-

che aus Gewässern und dergleichen sind im Generellen Gestaltungsplan und 

abbaubedingte Erschliessungsanlagen sind im Generellen Erschliessungsplan 

festgelegt. 

3 In der Abbauzone "Dartgaz" sind feste Anlagen für das Brechen von Steinen, 

das Waschen von Kies und zur Fertigung von Beton nicht gestattet. 

4 Die Gestaltung vom Abbaugelände nach Abschluss der Materialentnahme oder 

einzelner Etappen sowie weitere Gestaltungsmassnahmen im Abbaugelände 

und Massnahmen zum Schutz der Umgebung sind im Generellen Gestaltungs-

plan oder in einem Arealplan festgelegt. 

5 Die Abbauflächen sind nach der Materialentnahme gemäss Generellem Gestal-

tungsplan oder Arealplan zu gestalten. Die Baubehörde trifft die erforderlichen 

Massnahmen im Baubewilligungsverfahren. Sie kann insbesondere eine geeig-

nete Sicherheit (zweckgebundenes Depositum) für die finanziellen Mittel ver-

langen, welche für den Abschluss der Arbeiten notwendig sind.  

6 Zum Zweck der Wiederherstellung des Geländes kann in der Kiesabbauzone 

"Dartgaz" das Deponieren von unverschmutztem Aushubmaterial (Typ A) im 

Sinne einer Endgestaltung erlaubt werden. 

 

Materialbewirtschaftungszone Art. 42  

1 Die Materialbewirtschaftungszone ist bestimmt für Bauten, Anlagen und Zwi-

schenlager im Zusammenhang mit der Entnahme sowie der Aufbereitung von 

natürlichen Materialien wie Steine, Kies, Sand, Lehm und anderen 
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mineralischen Rohstoffen, mit der Aufbereitung von mineralischen Bauabfällen 

wie Betonabbruch, Mischabbruch, Ausbauasphalt und Strassenausbruch. 

2 Zulässig sind Büro- und Ausstellungsräume, soweit sie betrieblich mit einer zo-

nenkonformen Nutzung in Verbindung stehen. Die Erstellung von Wohnraum ist 

nicht gestattet. 

3 Die durch die Materialbewirtschaftung beanspruchten Flächen sind innert drei 

Jahren nach Einstellung des Materialbewirtschaftungsbetriebs im Sinne der 

künftigen Nutzung des Geländes zu gestalten und zu rekultivieren. Die Baube-

hörde trifft die erforderlichen Massnahmen im Baubewilligungsverfahren. Sie 

kann insbesondere eine geeignete Sicherheit (zweckgebundenes Depositum) 

für die finanziellen Mittel verlangen, welche für die Rekultivierung erforderlich 

sind. 

4 Vorbehalten bleiben besondere Anordnungen des Generellen Gestaltungsplans 

oder Arealplans.  

 

Materialablagerungszone Art. 43  

1 Die Materialablagerungszone (Deponie Typ A gemäss Abfallverordnung) um-

fasst Flächen, die für die Beseitigung von unverschmutztem Aushub: Ausbruch- 

und Abraummaterial, Kieswaschschlamm oder Geschiebe aus Geschiebesamm-

lern bestimmt sind.  

2 Bauten und Anlagen können für die Dauer des Deponiebetriebs bewilligt wer-

den. Sofern sie für den Betrieb unerlässlich sind.  

3 Die Gestaltung des Deponiegeländes nach Abschluss der Deponie oder einzel-

ner Etappen sowie weitere Massnahmen betreffend den Aufbau und die Gestal-

tung der Deponie und den Schutz der Umgebung sind im Generellen Gestal-

tungsplan festgelegt und werden im Baugesuch geregelt. Die Gemeinde kann 

eine geeignete Sicherheit (zweckgebundenes Depositum) für die finanziellen 

Mittel verlangen. welche für die Rekultivierung erforderlich sind.  

4 Für die Errichtung. den Betrieb und den Unterhalt der Deponie sowie für den 

Abschluss und dessen Sicherstellung gelten im Übrigen die einschlägigen eid-

genössischen und kantonalen Vorschriften. Vorbehalten bleiben insbesondere 

die notwendigen Bewilligungen des kantonalen Amts für Natur und Umwelt.  

5 Der Gemeindevorstand kann die Betreiber einer Deponie verpflichten, unver-

schmutztes Aushub- und Abräummaterial. welches nach Unwetterereignissen 

anfallt, im Rahmen der betrieblichen Möglichkeiten und zu günstigen Konditio-

nen anzunehmen. 
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Lagerzone Art. 44  

1 In der Lagerzone sind die vorübergehende und dauernde Lagerung von Materia-

lien und Gütern gestattet. Nicht zulässig ist das Lagern von umweltgefährden-

den Stoffen, das Deponieren oder Zwischenlagern von Abfällen sowie von Re-

cyclingbaustoffen aus aufbereiteten Bauabfällen.  

2 Der Gemeindevorstand kann ein Reglement zur Festlegung von Eigenschaften 

von Anlagen und Vorkehren in Lagerzonen sowie weiteren spezifischen Vorga-

ben für Lagerzonen erlassen. 

 

3. Genereller Gestaltungsplan

Ortsbildschutzbereich Art. 45

1 Als Ortsbildschutzbereich bezeichnet der Generelle Gestaltungsplan Ortsteile 

mit Baugruppen, Bauten und Anlagen sowie Freiräume, die auf Grund ihrer Ge-

samtform, Stellung und äusseren Erscheinung von erheblicher räumlicher, ar-

chitektonischer oder ortsbaulicher Bedeutung sind.

2 Im Ortsbildschutzbereich gelegene Bauten und Anlagen sowie wertvolle Gebäu-

deteile sind zu erhalten und dürfen grundsätzlich nicht abgebrochen werden. 

Erneuerungen und Umbauten sind im Rahmen der Zonenbestimmungen unter 

Wahrung der historischen Bausubstanz und der äusseren Erscheinung möglich. 

Siedlungsstruktur und Bauweise sind zu erhalten und zu ergänzen. Für das 

Ortsbild bedeutende Freiräume wie Innenhöfe, Gärten sowie Mauern und Ein-

friedungen sind zu erhalten.

3 Vom Schutz ausgenommen sind einzelne nicht schutzwürdige Bauten oder Anla-

gen oder Teile davon gemäss Entscheid der Baubehörde gestützt auf eine ent-

sprechende Beurteilung der Denkmalpflege oder der Bauberatung.

4 Bauvorhaben haben bezüglich ortsbaulicher und architektonischer Qualität so-

wie Einordnung in die Siedlungsstruktur hohen Anforderungen zu genügen. Die 

Bauvorhaben unterliegen der Bauberatungspflicht. Die kommunale Baubehörde 

kann im vereinfachten Baubewilligungsverfahren bei Vorhaben, welche zu kei-

nen erkennbaren schädlichen Auswirkungen auf das Ortsbild führen, von der 

Bauberatungspflicht absehen.

5 Alle Bauvorhaben sind der Baubehörde vor der Ausarbeitung der Projekte be-

kannt zu geben. Die Baubehörde bestimmt in Zusammenarbeit mit der Bauherr-

schaft die projektbezogenen Rahmenbedingungen. Für die Bestimmung der 

Rahmenbedingungen zieht die Baubehörde bei Bedarf die Bauberatung bei.
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Wertvolle Bauten und Anlagen Art. 46  

1 Als geschützte Bauten bezeichnet der Generelle Gestaltungsplan Bauten, die 

wegen ihrer Stellung, Form und Bausubstanz von hohem siedlungsbaulichem 

und bauhistorischem Wert sind. Geschützte Bauten dürfen nicht abgebrochen 

oder ausgekernt werden. Erneuerungen, Um- und Anbauten, die sich für die be-

stimmungsgemässe Nutzung des Gebäudes als unerlässlich erweisen, sind un-

ter grösstmöglicher Wahrung der historischen Bausubstanz zulässig. 

2 Als ortsbildprägende Bauten bezeichnet der Generelle Gestaltungsplan Ge-

bäude, die durch Ihre Lage und Gestalt wesentlich zur Qualität des Ortbildes 

und zur Identität des Ortes beitragen. Sie sind zu erhalten und dürfen nicht ab-

gebrochen werden. Bei Umbauten sind die äussere Erscheinung und die bauli-

che Grundstruktur im Wesentlichen unverändert zu erhalten. Bildet die ortsbild-

prägende Baute Bestandteil eines traditionellen Gebäudekomplexes (Wohnhaus 

und Stall), sind bauliche Massnahmen an den übrigen Gebäudeteilen (in der Re-

gel Wohnteil) so zu gestalten, dass der Schutzwert des gesamten Gebäudekom-

plexes ungeschmälert erhalten wird.   

3 Als zu erhaltende Bauten bezeichnet der Generelle Gestaltungsplan Bauten 

oder Anlagen, die durch ihre Gestalt zur Qualität des Ortsbildes oder zur Identi-

tät des Ortes beitragen. Zu erhaltende Bauten dürfen in ihrer wesentlichen 

äusseren Erscheinung nicht zerstört werden. Bei Erneuerungen und Umbauten 

ist auf die historische Bausubstanz und Bauweise Rücksicht zu nehmen. Teilab-

brüche und geringfügige Erweiterungen können bewilligt werden, sofern sie 

sich für die bessere Nutzung des Gebäudes als unerlässlich erweisen und dem 

Erhaltungsziel nicht widersprechen. Bei zu erhaltenden Stallscheunen kann die 

Baubehörde geringfügige Erhöhungen bis maximal 1.0 m gestatten resp. Erhö-

hungen über 1.0 m mit Zustimmung der kantonalen Denkmalpflege gestatten. 

4 Die Umgebung geschützter, ortsbildprägender und zu erhaltender Bauten ist zu 

erhalten und sorgfältig zu gestalten. Störende Elemente und Bauteile sind im 

Rahmen eines Umbaus zu entfernen oder gestalterisch aufzuwerten. 

5 Bauvorhaben an geschützten, ortsbildprägenden und zu erhaltenden Bauten 

sind vor Ausarbeitung des Bauprojekts bei der Baubehörde anzumelden. Diese 

legt unter Beizug der Denkmalpflege bei geschützten und ortsbildprägenden 

Bauten bzw. der Bauberatung bei zu erhaltenden Bauten die erforderlichen 

Schutzanordnungen fest und entscheidet über allfällige Auflagen. 

6 Wertvolle Bauten und Anlagen sind mit besonderer Sorgfalt zu unterhalten und 

zu pflegen. Eigentümer, die ihre Unterhaltspflicht vernachlässigen, werden zu 

den notwendigen Massnahmen verpflichtet. Erwachsen den Pflichtigen aus 

dem Unterhalt der wertvollen Objekte Mehrkosten und sind diese für sie nicht 

trag- oder zumutbar, kann sich die Gemeinde an den Mehrkosten mit Beiträgen 

beteiligen. 
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Zu erhaltende Mauern, Pflästerungen und Plätze mit Brunnen Art. 47  

1 Die im Generellen Gestaltungsplan als zu erhalten bezeichnete Anlagen dürfen 

nicht abgebrochen werden. Sie sind vom Eigentümer instand zu halten. 

2 Die Baubehörde kann unerlässliche Teilabbrüche oder Verschiebungen von zu 

erhaltenden Mauern und Brunnen bewilligen, wenn dadurch das Orts- und Gas-

senbild nicht beeinträchtigt wird. 

3 Pflästerungen sind zu erhalten bzw. zu ergänzen. Die Gemeinde kann die Pfläs-

terung von privaten Vorplätzen verlangen, welche direkt an eine gepflästerte öf-

fentliche Fläche angrenzen. 

 

Wertvolle Natur- und Kulturobjekte Art. 48  

1 Für die in den Generellen Gestaltungsplan aufgenommenen geschützten Natur- 

und Kulturobjekte gelten die Bestimmungen der kantonalen Raumplanungsge-

setzgebung.  

2 Die im Generellen Gestaltungsplan bezeichneten Natur- und Kulturobjekte sind 

in besonderem Masse zu pflegen und in ihrem Bestand zu erhalten.  

3 Die Baubehörde unterstützt Massnahmen zur Weiterentwicklung der Natur- und 

Kulturlandschaft und zur Erhaltung der wertvollen Objekte. Bei Bauvorhaben 

trifft sie notwendige Anordnungen zur Erhaltung wertvoller Objekte im Rahmen 

des Baubewilligungsverfahrens. 

 

Bau- und Baugestaltungslinien Art. 49  

1 Bau- und Baugestaltungslinien dienen der Gestaltung des Ortsbildes oder ein-

zelner Strassenzüge sowie der Situierung von Bauten innerhalb der Siedlung. 

Bau- und Baugestaltungslinien dürfen von Hochbauten nicht überschritten wer-

den.  

2 Die im Generellen Gestaltungsplan festgelegten Baugestaltungslinien bestim-

men grundsätzlich die Lage von Gebäuden oder Gebäudeseiten (Baulinie Typ 

B). Andere Baugestaltungslinien des Typs A, C oder D sind entsprechend im Ge-

nerellen Gestaltungsplan als solche bezeichnet. Vorbehalten bleiben Abstands-

vorschriften und Baulinien entlang der Nationalstrasse und der Kantonsstrasse. 

3 Bau- und Baugestaltungslinien können im Generellen Gestaltungsplan oder in 

Folgeplänen festgelegt werden. 

4 Gegenüber Kantonsstrassen sind nur Bau- und Baugestaltungslinien verbind-

lich, welche vom Kanton genehmigt wurden. 

 



Gemeinde Surses 
 
Baugesetz 2025 
 
Mitwirkungsauflage 
 

 
 

 37 

4. Genereller Erschliessungsplan 
 

Allgemeines Art. 50  

1 Der Generelle Erschliessungsplan bestimmt die Sammel- und Erschliessungs-

strassen, die Wirtschaftswege (Wald- und Güterstrassen und dergleichen), die 

Anlagen für den Langsamverkehr wie Fuss- und Wanderwege, Mountainbike-

wege etc. sowie weitere Strassen, Wege und Anlagen, soweit die Anlagen für 

die Erschliessung des Gemeindegebietes notwendig sind. Er legt die für eine 

hinreichende Erschliessung erforderlichen Ausstattungen wie öffentliche Park-

plätze, Parkhäuser, Sportbus-, Bus- und Postautohaltestellen sowie weitere An-

lagen wie Übernachtungsstellplätze und dergleichen fest. 

2 Der Generelle Erschliessungsplan kennzeichnet jene projektierten Strassen und 

Wege, für die mit der Genehmigung des Plans das Enteignungsrecht erteilt 

wird. Sind Verkehrsanlagen auf privatem Grundeigentum geplant, sorgt die 

Baubehörde für den Land- oder Rechtserwerb. 

3 Wo der Generelle Erschliessungsplan für Verkehrsanlagen der Feinerschlies-

sung lediglich Anschlusspunkte bestimmt, wird die genaue Linienführung der 

Anlagen im Rahmen einer Folgeplanung oder im Baubewilligungsverfahren fest-

gelegt. 

 

Sammel- und Erschliessungsstrassen Art. 51  

1 Öffentliche und private Sammel- und Erschliessungsstrassen sind nach Art und 

Ausmass dem zu erschliessenden Gebiet anzupassen. Sie sind mit dem überge-

ordneten Strassennetz so zu verbinden, dass sie keinen Fremdverkehr anzie-

hen. Wo es die Verhältnisse erfordern, werden die Strassen und Plätze beleuch-

tet.  

2 Quartierstrassen sind so auszugestalten, dass sie als Aussenräume für gemein-

schaftliche Zwecke des Quartiers und als Zufahrt benutzt werden können. 

3 Die Sammel- und Erschliessungsstrassen samt Ausstattungen sind öffentlich 

und können im Rahmen ihrer Zweckbestimmung und der örtlichen Verkehrsre-

gelung von jedermann begangen und befahren werden. 

 

Wirtschaftswege Art. 52  

1 Wirtschaftswege dienen den Nutzungen des angeschlossenen Nichtsiedlungs-

gebietes, insbesondere der land- und forstwirtschaftlichen Bewirtschaftung. Sie 

dienen zudem der Erschliessung einzelner Betriebe sowie von Einrichtungen 

der Ver- und Entsorgung im Siedlungs- und Nichtsiedlungsgebiet. 
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2 Sie sind grundsätzlich als Naturstrassen anzulegen und nur dort zu befestigen, 

wo sich dies aus zwingenden Gründen als notwendig erweist.  

3 Die Benutzung der Wege richtet sich nach den Vorschriften der Wald- und Meli-

orationsgesetzgebung sowie der örtlichen Verkehrsregelung der Gemeinde.  

4 Die Gemeinde erlässt nach Bedarf Nutzungsbeschränkungen für den Langsam-

verkehr. 

 

Langsamverkehrswege Art. 53  

1 Als Langsamverkehrswege gelten Fuss- und Wanderwege, Velo- resp. Moun-

tainbikewege und -routen, Trails, Winterwander- und Schneeschuhwanderwege 

sowie weitere Anlagen, welche dem Langsamverkehr dienlich sind. Bei der 

Festlegung der Wegnetze des Langsamverkehrs wird bestmöglich und sofern 

zweckmässig auf die Entflechtung der verschiedenen Mobilitätsformen geach-

tet.  

2 Wanderwege werden gemäss Fuss- und Wanderweggesetzgebung des Bundes 

signalisiert. Bei Wanderwegen ausserhalb des Siedlungsgebietes ist darauf zu 

achten, dass die Wegoberfläche nicht mit einem bitumen- oder zementgebun-

denen Deckbelag versehen ist.  

3 Die Gemeinde sorgt dafür, dass die Langsamverkehrswege von der Allgemein-

heit im Rahmen ihrer Zweckbestimmung begangen und befahren werden kön-

nen. Die Gemeinde erlässt bei Bedarf Nutzungsbeschränkungen wie Reitver-

bote auf den für den Langsamverkehr bestimmten Wegen. 

4 Die Grundeigentümer haben den Bau und die Nutzung der im Generellen Er-

schliessungsplan festgelegten Langsamverkehrswege zu dulden und dürfen de-

ren Benützung weder verhindern noch erschweren. Es gilt das Enteignungs-

recht nach Art. 97 KRG. Die Anlage und der Unterhalt der Wege sowie die Er-

stellung der erforderlichen Durchlässe bei Zäunen sind Sache der Gemeinde. 

Die Baubehörde trifft die notwendigen Massnahmen zum Schutz der Kulturen. 

Die betroffenen Grundeigentümer werden für die Duldung der Wege von der 

Gemeinde angemessen entschädigt. Kann die Entschädigung nicht gütlich gere-

gelt werden, ist sie durch die zuständige Enteignungskommission festzulegen. 

 

Versorgungs- und Entsorgungsanlagen Art. 54  

1 Der Generelle Erschliessungsplan unterscheidet die bestehenden und geplan-

ten Versorgungs- und Entsorgungsanlagen, die für die hinreichende Erschlies-

sung der Bauzonen sowie des übrigen Gemeindegebiets notwendig sind. Dazu 

zählen namentlich Anlagen der Trinkwasserversorgung, der Energieversorgung, 
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der Telekommunikation, der Abfallbewirtschaftung und - nach Massgabe des 

Generellen Entwässerungsplans - Anlagen der Abwasserbeseitigung.  

2 Die im Generellen Erschliessungsplan festgelegten Versorgungs- und Entsor-

gungsanlagen im Sinne von Abs. 1 sind öffentlich, soweit nicht anders bezeich-

net oder explizit anders geregelt. Der Anschluss privater Grundstücke an die öf-

fentlichen Anlagen sowie die Entsorgung von Abfällen richten sich nach den Er-

schliessungserlassen der Gemeinde.  

3 Wo der Generelle Erschliessungsplan für Versorgungs- und Entsorgungsanlagen 

lediglich Anschlusspunkte bestimmt, wird die genaue Linienführung der Anla-

gen im Rahmen einer Folgeplanung oder im Baubewilligungsverfahren festge-

legt.  

 

 

Langlaufloipen Art. 55  

1 Die Langlaufloipen bestimmen die generelle Linienführung der Langlaufloipen. 

Für die Anlagen der Langlaufloipen steht beidseits der im Plan festgelegten Li-

nien ausserhalb der Bauzone ein Bereich von je 10 m und innerhalb der 

Bauzone ein solcher von je 3 m zur Verfügung. Im Hinblick auf eine schonungs-

vollere Nutzung können Grundeigentümer verlangen, dass der Verlauf der Lang-

laufloipen innerhalb der erwähnten Bereiche verlegt wird, sofern die topografi-

schen Verhältnisse es erlauben. Die damit verbundenen Kosten gehen zulasten 

des Betreibers.  

2 Die Gemeinde ist befugt, die Loipen bei genügender Schneedecke mechanisch 

herrichten zu lassen. Die technische Beschneiung sowie Schneedepots an ge-

eigneten Stellen, ohne dass diese Schutzgüter unverhältnismässig einschrän-

ken, sind zulässig. Die Langlaufloipen dürfen von jedermann benutzt werden. 

Die Grundeigentümer haben die Anlage der Loipen und deren Benützung zu dul-

den.  

3 Grundstücksschäden oder Ertragsausfälle im Bereich der Langlaufloipen wer-

den von einer Fachperson beurteilt. Die Gemeinde lässt die Schäden beheben 

oder entschädigt die Schäden oder Ertragsausfälle den Grundeigentümern, 

wenn die privaten Forderungen gemäss fachlicher Beurteilung als Folge der Pis-

tenpräparation oder des Loipenbetriebs berechtigt sind.  

4 Im Übrigen gelten die Regelungen über die Wintersportzone sinngemäss. 

 

Sport- und Freizeitanlagen Art. 56  

1 Sport- und Freizeitanlagen wie Seilbahnen, Skilifte, Rodel-, Trottinett- und 

Mountaincartsbahnen, Spielplätze, Vitaparcours, Rutschbahnen, Klettersteige, 
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Schlittelwege, Skiabfahrtswege etc. sowie auch Betriebseinrichtungen für die 

Beschneiung wie Wasserbezugsquellen, Wasserleitungen, Pumpwerke, Zapf-

stellen und Speicherseen samt der technischen Beschneiungsflächen sind nach 

Massgabe des Generellen Erschliessungsplans zulässig.  

2 Spielplätze sind für den Aufenthalt und für die spielerische Betätigung von Kin-

dern bestimmt. Es sind nur Kleinbauten und Anlagen, die einem geordneten 

Spielbetrieb dienen, zulässig. Spielplätze im Wald mitsamt notwendiger Anla-

gen bedürfen einer forstrechtlichen Bewilligung.  

3 Sind im Generellen Erschliessungsplan bezeichnete Sport- und Freizeitanlagen 

wie Skilifte und Seilbahnen konzessionspflichtig, bedürfen solche zur Realisie-

rung einer Konzession und in der Regel einer Plangenehmigung von Bund oder 

Kanton.  

 

5. Folgeplanungen 
 

Folgeplanung Art. 57  

1 In den im Zonenplan bezeichneten Gebieten mit Folgeplanung (Arealplanung, 

Quartierplanung, Landumlegung) werden Bauvorhaben bewilligt, wenn sie den 

Erlass der Folgeplanung nicht beeinträchtigen und wenn sie den rechtskräfti-

gen und vorgesehen neuen Vorschriften und Vorgaben nicht entgegenstehen.  

2 Die im Zonenplan festgelegte Abgrenzung des Planungsgebietes ist für jeder-

mann verbindlich. Die Baubehörde kann zu Beginn oder im Verlauf der Planung 

das Verfahren auf weitere Grundstücke ausdehnen, sofern sich dies als not-

wendig oder zweckmässig erweist.  

3 Folgeplanungen können von der Baubehörde auch ausserhalb von Gebieten mit 

Folgeplanpflicht durchgeführt werden, wenn sich eine Folgeplanung zur Umset-

zung der Grundordnung als notwendig oder zweckmässig erweist. 

4 Im Rahmen von Folgeplanungen stellt die Baubehörde mit geeigneten Mitteln 

sicher, dass der Boden gemäss den Nutzungsbestimmungen haushälterisch ge-

nutzt wird. Die Baubehörde kann verlangen, dass auf der Grundlage einer Be-

bauungs- und Erschliessungsstudie ein ortsbauliches Konzept zu entwickeln ist, 

welches folgenden Ansprüchen genügt: 

a) Optimale Einordnung von Bauten und Anlagen in die bestehende Siedlungs- 

und Freiraumstruktur sowie Bildung von kompakten Quartieren mit klaren 

Siedlungsrändern; 

b) Sicherstellung einer optimalen Ausschöpfung der zulässigen Ausnützung, 

mindestens jedoch 80%;  

c) Landsparende Erschliessung und Parkierung. 
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V Kommunale Bauvorschriften 

1. Formelles Baurecht 

Baubewilligungspflicht Art. 58  

1 Die Bewilligungspflicht richtet sich nach Art. 86ff KRG und Art. 40ff KRVO. Das 

Verfahren für nicht baubewilligungspflichtige Bauvorhaben gemäss Art. 40 

KRVO richtet sich nach Art. 40a KRVO.  

2 Alle nicht baubewilligungspflichtigen Bauvorhaben gemäss Art. 40 KRVO wer-

den dem vereinfachten Baubewilligungsverfahren unterstellt. 

3 Nach Eingang des formellen Baugesuchs führt die Baubehörde das festgelegte 

Verfahren durch, sorgt bei Bedarf für die Einleitung des BAB-Verfahrens und 

stellt bei Bauvorhaben, die Zusatzbewilligungen erfordern, die notwendige Ko-

ordination mit den zuständigen Behörden sicher.  

 

Baugesuch Art. 59  

1 Das Baugesuch ist auf amtlichem Formular in zwei, bei BAB-Gesuchen in vier 

Ausfertigungen sowie zusätzlich in elektronischer Form einzureichen. In beson-

deren Fällen kann die Baubehörde die Einreichung weiterer Ausfertigungen ver-

langen. Bei Wechsel auf rein elektronische Baueingabe, kann auf die Eingabe in 

Papierform verzichtet werden. 

2 Eine elektronische Übermittlung des Baugesuches erfolgt über das dafür vorge-

sehene und auf der Internetseite der Gemeinde aufgeschaltete Internetportal. 

Der Gemeindevorstand kann die Einzelheiten der elektronischen Übermittlung 

in einem Reglement regeln. 

3 Gesuche für koordinationspflichtige Zusatzbewilligungen richten sich nach den 

spezialrechtlichen Vorgaben. 

4 Die dem Baugesuch beizulegenden Unterlagen sind in Anhang 1 des Baugeset-

zes enthalten.  

5 Die Baubehörde kann auf einzelne Planunterlagen verzichten oder weitere an-

fordern, sofern dies für die Beurteilung des Bauvorhabens notwendig ist. Bei 

besonderen Bauvorhaben kann sie ein Modell verlangen. Bei Bauvorhaben, die 

dem vereinfachten Baubewilligungsverfahren unterliegen, ist das Baugesuch in 

vereinfachter Ausführung und lediglich mit den für das Verständnis des Vorha-

bens notwendigen Unterlagen einzureichen. 

6 Die Baugesuchunterlagen sind von der Grundeigentümerin bzw. vom Grundei-

gentümer, von der Bauherrschaft und von den Projektverfassenden zu unter-

zeichnen. In besonderen Fällen ersetzt ein Nachweis der Verfügungsberechti-

gung die Unterschrift von Grundeigentümerin bzw. Grundeigentümer. 
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7 Bei Änderung bestehender Bauten und Anlagen sowie bewilligter Pläne muss 

aus den Plänen der Zustand der betreffenden Bauteile vor und nach der Ände-

rung ersichtlich sein (bestehend: grau/schwarz; neu: rot; Abbruch: gelb). 

8 Nach Abschluss der Bauarbeiten ist der Baubehörde unaufgefordert eine Doku-

mentation des ausgeführten Werks abzugeben (Ausführungspläne). Bei Bauvor-

haben mit BAB- Bewilligung sind der Baubehörde zwei Ausfertigungen abzulie-

fern.  

 

Bedingungen und Auflagen, Revers Art. 60  

1 Baubewilligungen können mit Bedingungen und Auflagen verknüpft werden, so-

weit diese im öffentlichen Interesse liegen, in einem sachlichen Zusammen-

hang mit dem getroffenen Entscheid stehen und notwendig sind, um einen 

rechtmässigen Zustand zu gewährleisten.  

2 Die Bewilligung von Bauten und Bauteilen, welche nicht mit der gesetzlichen 

Regelung übereinstimmen, kann befristet oder an die Bedingung geknüpft wer-

den, dass auf Verlangen der für die Bewilligung zuständigen Behörde innert an-

gemessener Frist der gesetzliche Zustand wieder hergestellt wird (Revers). 

3 Die Baubehörde lässt Reverse sowie dauernde Auflagen auf Kosten der Bau-

herrschaft im Grundbuch anmerken. 

 

2. Ergänzende Vorschriften zum Zweitwohnungsgesetz 
 

Neue Zweitwohnungen nach Art. 8 und 9 ZWG Art. 61

1 Vorbehältlich anderslautender Regelungen in bestimmten Zonen werden neue 

Zweitwohnungen gestützt auf Art. 8 ZWG (Umnutzungen im Zusammenhang mit

strukturierten Beherbergungsbetrieben) sowie gestützt auf Art. 9 Abs. 1 ZWG    

(Umnutzungen geschützter oder ortsbildprägender Bauten) bewilligt, wenn 

neben den bundesrechtlichen Anforderungen die baugesetzlichen Bestimmun-

gen erfüllt sind.

2 Die Bewilligung von Zweitwohnungen zur Querfinanzierung von neuen oder be-

stehenden strukturierten Beherbergungsbetrieben (Art. 8 Abs. 1 - 3 ZWG) kann 

von sichernden Auflagen im Baubewilligungsverfahren oder im Rahmen einer

projektbezogenen Nutzungsplanung auf Stufe Grundordnung abhängig gemacht 

werden.

3 Das Verfahren für die Bewilligung von Bauvorhaben gemäss Art. 9 Abs. 1 ZWG 

richtet sich nach Art. 35d KRVO.
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4 Die Gemeinde erhebt auf neuen Zweitwohnungen, welche gestützt auf Art. 8 

Abs. 4 ZWG (Umnutzung bis zu 50 % Hauptnutzfläche strukturierter Beherber-

gungsbetriebe) und gestützt auf Art. 9 Abs. 1 ZWG (geschützte oder ortsbild-

prägende Bauten innerhalb der Bauzone) bewilligt werden, eine Mehrwertab-

gabe (Art. 12 Baugesetz).   

 

3. Sicherheit und Gesundheit 
 

Wohnhygiene Art. 62  

1 Räume mit Hauptnutzflächen müssen genügend belichtet und lüftbar sein. Ge-

gebenenfalls sind durch entsprechende technische Ausrüstungen einwandfreie 

Verhältnisse zu schaffen. 

 

Bauarbeiten Art. 63  

1 Bei Bauarbeiten aller Art sind die zum Schutz von Personen, Sachen und Um-

welt erforderlichen Massnahmen zu treffen.  

2 Bauarbeiten sind so zu planen und auszuführen, dass möglichst wenig Immissi-

onen entstehen und die eidgenössischen und kantonalen Vorschriften eingehal-

ten sind. Grundsätzlich sind Bauarbeiten werktags zwischen 06.00 und 22.00 

Uhr durchzuführen. Bauarbeiten, die Verkehrs- oder anderen Lärm sowie Staub, 

Erschütterungen oder lästige Gerüche verursachen, dürfen nur werktags von 

07.00 bis 12.00 Uhr und von 13.00 bis 20.00 Uhr ausgeführt werden. Aushub-

arbeiten sind im Zeitraum vom 20. Dezember eines Jahres bis zum 15. März 

des darauffolgenden Jahres zu unterlassen. In besonderen Fällen kann die Bau-

behörde Ausnahmen gestatten oder weitere Einschränkungen verfügen.  

3 Baustellenabwasser ist je nach Abwasserart und Anfall zu behandeln, bevor es 

mit Bewilligung der zuständigen kantonalen Behörde (Fachstelle für Natur und 

Umwelt) in die Kanalisation oder in einen Vorfluter eingeleitet oder versickert 

wird. Die auf Baustellen anfallenden Abfälle sind nach den eidgenössischen, 

kantonalen und kommunalen Vorschriften zu verwerten oder zu entsorgen.  

 

 

4. Gestaltung 
 

Dächer Art. 64  

1 Dächer sind als ästhetisch ansprechende, gestalterische Einheit mit Bezug zur 

umgebenden Bausubstanz (Dachformen, Materialien, Farben) und Siedlungs-

struktur zu gestalten. Als ortsübliche Dachformen gelten Sattel- oder 
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Walmdächer. Ausserhalb der Zentrumszonen sind andere Dachformen zulässig, 

wenn die Dachgestaltung dem Objekt und der Umgebung angemessen ist und 

keine Nachteile für das Quartier entstehen. Die Baubehörde kann für die Beur-

teilung der Dachgestaltung die Bauberatung beiziehen. 

2 Bei An- und Kleinbauten (2.2; 2.3) kann die Baubehörde Pult- und andere Dach-

arten sowie begehbare Dachterrassen gestatten, soweit das Ortsbild nicht be-

einträchtigt wird.  

3 In den Zentrumszonen, im Ortsbildschutzbereich sowie bei den im Generellen 

Gestaltungsplan bezeichneten Schutzobjekten besteht kein Anspruch auf Dach-

aufbauten und Dacheinschnitte sowie Dachfenster und Oberlichter. Solche sind 

in den genannten Zonen nur zulässig, sofern eine positive Beurteilung der Bau-

beratung vorliegt.  

 

Energie- und Solaranlagen Art. 65  

1 Anlagen zur Nutzung von alternativen Energiequellen sind im Rahmen der tech-

nischen Möglichkeiten insbesondere gut ins Gebäude sowie ins Orts- und Land-

schaftsbild einzufügen. Anlagen werden bewilligt, wenn sich die Auswirkungen 

auf die natürliche und bebaute Umwelt als vertretbar erweisen. Die Baubehörde 

zieht bei Bedarf externe Fachleute für die technische und gestalterische Beur-

teilung bei.  

2 Bei Erdsonden sowie Aussenanlagen für Wärmepumpen sind die besonderen 

Grenzabstandsvorschriften nach Art. 23 Abs. 4 Baugesetz zu beachten. Erdson-

den sind in ihrer vollen Dimension in den Leitungskataster aufzunehmen. 

3 Das Bewilligungsverfahren und die Gestaltung von Solaranlagen richtet sich 

nach den gesetzlichen Vorschriften des übergeordneten Rechts. Als Beurtei-

lungsgrundlage für die Gestaltung zieht die Baubehörde den jeweiligen Leitfa-

den für Solaranlagen der Fachstelle für Raumplanung bei.  

4 Das Aufständern von Sonnenkollektoren und Solarzellen ist grundsätzlich nur 

auf Flachdächern erlaubt. Aufgeständerte Solaranlagen dürfen die Dachfläche 

um maximal 1.00 m überragen.  

5 Solaranlagen an geschützten Bauten gemäss Generellem Gestaltungsplan sind 

in jedem Fall baubewilligungspflichtig. 

6 Solaranlagen an Maiensässbauten sind zulässig, sofern sie dem aktuellen 

Stand der Technik entsprechend möglichst unauffällig und optisch zurückhal-

tend in Erscheinung tretend realisiert werden. Farblich zu stark vom Unter-

grund abweichende sowie aufgeständerte Anlagen werden nicht zugelassen. 
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7 Mikrowindanlagen sowie freistehende, nicht am Gebäude befestigte Solaranla-

gen sind nur zulässig, wenn sie auf die Umgebung nicht störend wirken und sie 

ästhetisch ansprechend ins Orts- und Landschaftsbild integriert werden.  

 

Einfriedungen und Pflanzen Art. 66  

1 Einfriedungen wie Zäune, Mauern und Lebhäge sind gut zu gestalten und haben 

sich in das Orts- und Landschaftsbild einzufügen. Mobile geflochtene Weide-

zäune sind nach erfolgter Beweidung umgehend wieder zu entfernen und dür-

fen nicht im Freien gelagert werden. 

2 Zäune aus Stacheldraht oder anderen gefährlichen Materialien sind auf dem 

ganzen Gemeindegebiet verboten. Nötigenfalls lässt die Baubehörde die erfor-

derlichen Massnahmen auf Kosten der Eigentümerschaft ausführen. 

3 In den Dorfkernzonen sind Einfriedungen grundsätzlich nur gestattet, wenn sie 

zum Schutz von Personen oder des Grundeigentums gegen Gefahren unerläss-

lich sind.  

4 Beeinträchtigen Pflanzen fremdes Eigentum, die öffentliche Sicherheit oder das 

Orts- und Landschaftsbild, kann die Baubehörde deren Beseitigung anordnen.  

5 Einfriedungen, Pflanzen und Zäune haben gegenüber dem Fahrbahn- bzw. Trot-

toirrand von öffentlichen Strassen einen Abstand vom mindestens 30 cm einzu-

halten. Die Baubehörde kann die Anpassung oder Entfernung bestehender Ein-

friedungen, Pflanzen und Anlagen anordnen, die diesen Vorschriften nicht ent-

sprechen. 

 

Terrainveränderungen, Böschungen und Mauern Art. 67  

1 Abgrabungen, Aufschüttungen, Böschungen, Stützmauern sowie hinterfüllte 

Mauern sind auf das Unerlässliche zu beschränken und dürfen das Orts- und 

Landschaftsbild nicht beeinträchtigen. 

2 Abgrabungen und Aufschüttungen sind dem umgebenden Gelände anzupassen. 

Die Baubehörde kann Wiederherstellungspläne verlangen. 

 

Reklame- und Hinweistafeln Art. 68  

1 Dauerhafte und temporäre Reklame- und Hinweistafeln dürfen das Orts- und 

Landschaftsbild sowie die Verkehrssicherheit nicht beeinträchtigen. Der Ge-

meindevorstand kann ein Reglement erlassen. 
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2 Auf öffentlichem Grund dürfen Plakate nur an den von der Baubehörde bezeich-

neten Plakatwänden angebracht werden. 

 

Mobilfunkanlagen Art. 69  

1 Zum Schutz der Wohngebiete vor Immissionen und zum Schutz des Ortsbildes 

in der Dorfzone sind die Standorte für visuell als solche wahrnehmbare Mobil-

funkantennen nach den folgenden Standortprioritäten zu wählen:  

1. Priorität:   Mitbenützung bestehender Standorte ausserhalb der  

      Bauzone, sofern nachweislich, etwa aus Gründen des 

           Ortsbild- und Landschaftsschutzes, vorteilhafter gegen- 

      über Standorten innerhalb der Bauzone 

2. Priorität:   Standorte in reinen Arbeitszonen, in anderen Zonen,  

     die überwiegend der Arbeitsnutzung dienen oder in  

      öffentlichen Zonen 

3. Priorität:   Standorte in Mischzonen  

4. Priorität:  Standorte in Wohnzonen 

Um die Anzahl Antennenstandorte möglichst gering zu halten, sind zudem, so-

weit technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar, durch die An-

bieter bestehende Standorte gemeinsam zu nutzen. Die Mobilfunkanbieter be-

gründen die Standortwahl mit entsprechendem Nachweis im Baugesuch. 

2 Sofern die bewilligten Antennenanlagen nicht mehr nutzbar sind, sind diese auf 

Kosten des Eigentümers zu beseitigen. Die Baubehörde ordnet eine Frist zur 

Beseitigung und Wiederherstellung an.  

 

Lagerung von Siloballen Art. 70  

1 Siloballen sind grundsätzlich beim Betriebszentrum oder bei einem Betriebsge-

bäude zu lagern.  

2 Die Siloballen sind vor dem Wild zu schützen. Die materiellrechtlichen Bestim-

mungen (Grenzabstände, Höhenbegrenzungen, Wald-, Gewässer-, Strassenab-

stände etc.) sind bei der Lagerung von Siloballen einzuhalten. 

 

Unterstände und weitere Tierhaltungsanlagen der Landwirtschaft Art. 71  

1 Unterstände und weitere Tierhaltungsanlagen der Landwirtschaft wie Bogen-

zelte, Haltungsboxen und dergleichen, die dauerhaft oder auch nur temporär 

genutzt werden, dürfen ausschliesslich beim landwirtschaftlichen Betriebszent-

rum oder bei landwirtschaftlich anerkannten Nebenbetriebszentren (Aus-

senställe) aufgestellt werden. Zulässig sind maximal zwei Anlagen pro Standort. 
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2 Derartige Tierhaltungsanlagen müssen sich in Bezug auf den Standort und 

Farbgebung gut ins Orts- und Landschaftsbild einfügen und dürfen die Betriebs-

sicherheit nicht beeinträchtigen. Die Vorgaben zur Einhaltung des Gewässer-

schutzes sind in jedem Fall zu erfüllen.  

3 Anlagen mit erforderlichen Fundamenten sind baubewilligungspflichtig. Die 

Baubehörde kann für altrechtliche und für neurechtliche ohne Bewilligung auf-

gestellte Anlagen von Amtes wegen auf Basis eines Augenscheinprotokolls mit 

enthaltener Fotodokumentation ein nachträgliches Baubewilligungsverfahren 

eröffnen und durchführen. 

4 Die Baubehörde kann die Baubewilligung mit Auflagen verbinden wie z. B. hin-

sichtlich Standort, Fundation und Abdichtung, Farbgebung, Gewässerschutz, 

Erschliessung, Nutzung und Frist zur Beseitigung zwecks Wiederherstellung des 

ursprünglichen Zustands.  

 

5. Verkehr 
 

Verkehrssicherheit Art. 72  

1 Die Baubehörde sorgt dafür, dass die gemeindeeigenen Verkehrsanlagen, ins-

besondere die Anlagen für den Langsamverkehr, gefahrlos benützt werden kön-

nen.  

2 Bauliche Anlagen wie Einmündungen, Ausfahrten und Ausgänge auf Strassen, 

Wege und Plätze dürfen die Benützer der Verkehrsanlagen nicht gefährden. Die 

Baubehörde kann die Anpassung oder Beseitigung gefährlicher Anlagen auf 

Kosten der Eigentümerin oder des Eigentümers der Anlage verfügen.  

3 Auf Dächern entlang von öffentlich nutzbaren Räumen sind Schneefangvorrich-

tungen anzubringen. Wird durch abfliessendes Wasser oder Dachlawinen die öf-

fentliche Sicherheit gefährdet, haben Grundeigentümer die notwendigen Mass-

nahmen zur Beseitigung der Gefährdung zu treffen. Bleiben sie untätig, lässt die 

Baubehörde die erforderlichen Massnahmen auf deren Kosten ausführen.  

4 An National- und Kantonsstrassen bedingen neue Anlagen oder Änderungen an 

bestehenden Anlagen eine zusätzliche Bewilligung des kantonalen Tiefbauam-

tes. 

 

Zu- und Ausfahrten Art. 73  

1 Einstellhallen und Garagen mit direkter Ausfahrt auf verkehrsreiche kommunale 

Strassen, Wege und Plätze müssen einen Vorplatz von mindestens 5 m Länge 
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und 3 m Breite aufweisen. Dienen sie zur Unterbringung von Fahrzeugen mit 

mehr als 5 m Länge, ist der Vorplatz entsprechend zu vergrössern.  

2 Rampen dürfen eine maximale Neigung von 12% aufweisen. Bei Rampen an ver-

kehrsreichen Strassen muss zwischen der Strassengrenze und dem Beginn der 

Neigung ein Vorplatz mit einer Neigung von höchstens 5% und von mindestens 

4 m Länge vorhanden sein.  

3 Bei Vorliegen besonderer Verhältnisse kann die Baubehörde davon abwei-

chende Masse gestatten.  

4 An National- und Kantonsstrassen bedingen neue Anlagen oder Änderungen an 

bestehenden Anlagen eine zusätzliche Bewilligung des kantonalen Tiefbauam-

tes. 

 

Autoabstellplätze Art. 74  

1 Bei Neubauten sowie bei Umbauten und Erweiterungen bestehender Bauten, 

welche zusätzlichen Verkehr erwarten lassen, hat die Bauherrschaft in ange-

messener Distanz während des ganzen Jahrs zugängliche Autoabstellplätze zu 

erstellen und dauernd für die Parkierung offen zu halten oder die erforderlichen 

Rechte für die dauernde Benützung von Abstellplätzen auf fremdem Boden 

nachzuweisen. 

2 Grundsätzlich sind bereitzustellen: 

– Wohnbauten 1 PP / Wohnung ≤ 80 m2 HNF 
2 PP / Wohnung > 80 m2 HNF 

– Restaurationsbetriebe 1 PP / 6 Sitzplätze 
Sitzplätze im Freien werden nicht ange-
rechnet 

– Hotelbauten und Ähnliches 1 PP / 4 Betten 

– Verkaufsläden 6 PP / 100 m2 Ladenfläche  
(enthalten sind Kunden- und Angestellten-
plätze 

– Gewerbe bestimmt die Baubehörde (Abs. 3) 

 

3 Für weitere Bauten und Anlagen bestimmt die Baubehörde die Anzahl der 

Pflichtparkplätze gemäss den Normen der Vereinigung Schweizerischer Stras-

senfachleute (VSS-Normen). Sie berücksichtigt bei der Festlegung der Anzahl 

Pflichtparkplätze die Erreichbarkeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln und den 

Anteil des Langsamverkehrs am erzeugten Verkehrsaufkommen.  

4 Die Baubehörde kann die Anzahl Pflichtparkplätze in besonderen Fällen gegen 

Revers herabsetzen. 
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5 Eigentümer bestehender Bauten und Anlagen werden zur Schaffung von Ab-

stellplätzen oder zur Beteiligung an einer Gemeinschaftsanlage verpflichtet, so-

fern es die Verhältnisse erfordern. 

6 Werden Pflichtparkplätze durch nachträgliche Abparzellierung von der zugehöri-

gen Baute oder Anlage getrennt, ist durch die Grundeigentümer der Nachweis 

für Realersatz im Sinne von Abs. 1 zu erbringen. 

7 Wertvolle Baumbestände und Gärten sowie für das Ortsbild bedeutsame 

Räume wie Innenhöfe, Plätze oder Mauern und Einfriedungen dürfen grundsätz-

lich nicht für Autoabstellplätze beseitigt oder beansprucht werden. 

 

Ersatzabgabe für Abstellplätze Art. 75  

1 Ist die Anlage der vorgeschriebenen Abstellplätze nach Art. 74 Baugesetz auf 

eigenem oder durch vertragliche Abmachung gesichertem fremdem Boden 

nicht möglich und können die Abstellplätze auch nicht in einer Gemeinschafts-

anlage bereitgestellt werden, ist für jeden fehlenden Abstellplatz eine einmalige 

Ersatzabgabe zu bezahlen. 

2 Die Ersatzabgabe beträgt pro Abstellplatz Fr. 7‘500.-. Dieser Betrag entspricht 

dem schweizerischen Baupreisindex (Hochbau, Grossregion Ostschweiz) Ende 

Dezember 2024 von 100 Punkten. Verändert sich der Index um jeweils 10 % 

der Punkte, erhöht oder ermässigt sich die Ersatzabgabe ebenfalls um 10 %. 

3 Die Ersatzabgabe wird der Bauherrschaft bei Erteilung der Baubewilligung in 

Rechnung gestellt und ist vor Baubeginn zu bezahlen. Der Ertrag der Abgaben 

ist für die Erstellung öffentlicher Parkplätze zu verwenden. 

 

6. Versorgung und Entsorgung 
 

Werkleitungen Art. 76  

1 Öffentliche Werkleitungen werden in der Regel im Strassengebiet oder inner-

halb genehmigter Baulinien verlegt. Muss eine öffentliche Leitung Privatgrund-

stücke durchqueren, so ist der Bau der Leitung samt zugehörigen Anlagen auf 

privatem Boden gegen angemessene Entschädigung zu dulden. Die Entschädi-

gung wird im Streitfall durch die zuständige Enteignungskommission festge-

setzt.  

2 Ändern sich die Bedürfnisse des belasteten Grundstückes, so ist die Leitung 

auf Kosten der Gemeinde zu verlegen, sofern nicht bei der Begründung des 

Durchleitungsrechts eine andere Regelung getroffen worden ist. 
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Abwässer Art. 77  

1 Abwässer von Bauten und Anlagen sind nach den eidgenössischen und kanto-

nalen Vorschriften über den Schutz der Gewässer sowie nach Massgabe des 

Generellen Entwässerungsplans zu behandeln und zu entsorgen.  

2 Einzelheiten bestimmt die Gesetzgebung über die Abwasserbehandlung. 

 

7. Öffentlicher und privater Grund und Luftraum 
 

Nutzung des öffentlichen Grunds und Luftraums Art. 78  

1 Gesteigerter Gemeingebrauch an öffentlichem Grund oder öffentlichen Gewäs-

sern ist nur mit Bewilligung des Gemeindevorstandes zulässig.  

2 Eine über den gesteigerten Gemeingebrauch hinausgehende Sondernutzung an 

öffentlichem Grund oder an öffentlichen Gewässern bedarf einer Konzession 

der Gemeinde.  

3 Die Baubehörde kann die Nutzung des öffentlichen Luftraums durch Erker, Bal-

kone oder andere ausladende Gebäudeteile bewilligen, wenn die Benützung 

des öffentlichen Grundes nicht erschwert wird, die Verkehrssicherheit gewähr-

leistet ist und keine anderen öffentlichen Interessen entgegenstehen. Beste-

hende vorspringende Gebäudeteile wie Vorsprünge, Sockel, Erker, Vordächer 

dürfen bewilligungsfrei nachisoliert werden.  

4 Bewilligungen für gesteigerter Gemeingebrauch und Sondernutzungen können 

von der Leistung einer Entschädigung abhängig gemacht werden. Einzelheiten 

über die Bemessung und Erhebung regelt der Gemeindevorstand in einer Ge-

bührenverordnung. 

 

Nutzung des Privateigentums für öffentliche Zwecke Art. 79  

1 Die Gemeinde sowie die von ihr mit Ver- und Entsorgungsaufgaben beauftrag-

ten oder konzessionierten Trägerschaften sind berechtigt, Schilder und Tafeln 

wie Verkehrssignale, Strassentafeln, Wegmarkierungen, Vermessungszeichen, 

Angaben über Werkleitungen sowie technische Einrichtungen wie Hydranten, 

Vorrichtungen für die öffentliche Beleuchtung, Schaltkästen, Messeinrichtun-

gen auf Privatgrundstücken oder an Privatbauten unentgeltlich anzubringen.  

2 Berechtigten Wünschen der Grundeigentümer ist Rechnung zu tragen. 
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Nutzung des Privateigentums für private Zwecke Art. 80  

1 Die Bauherrschaft ist bei Bauvorhaben in der Bauzone berechtigt, fremden Pri-

vatboden vorübergehend als Baustellenzufahrt, zur Lagerung von Material und 

Maschinen, zur Einlassung von Erdankern oder zu vergleichbaren Zwecken in 

Anspruch zu nehmen, sofern dies für Vorbereitungshandlungen oder für die 

Ausführung des Bauvorhabens unumgänglich ist.  

2 Die Ausübung dieses Rechts hat für das Eigentum des Betroffenen möglichst 

schonend zu erfolgen und darf dieses nicht in unzumutbarer Weise gefährden 

oder beeinträchtigen. Die Bauherrschaft hat die Massnahmen und Vorrichtun-

gen nach Beendigung der Bauarbeiten zu entfernen, sofern dies technisch mög-

lich ist und keinen unverhältnismässigen Aufwand verursacht.  

3 Der Betroffene hat Anspruch auf angemessene Entschädigung für die vorüber-

gehende Beanspruchung und auf vollen Schadenersatz. 

4 Der Ansprecher hat die beabsichtigte Inanspruchnahme dem Betroffenen ge-

nau und rechtzeitig schriftlich mitzuteilen. Stimmt der Betroffene innert 30 Ta-

gen seit der Mitteilung nicht zu oder können sich die Beteiligten über die Höhe 

der angemessenen Entschädigung nicht einigen, entscheidet auf Begehren des 

Ansprechers die kommunale Baubehörde innert 20 Tagen mittels anfechtbarer 

Verfügung über die Zulässigkeit der Inanspruchnahme und / oder die Höhe der 

Entschädigung. Allfällige Schadenersatzansprüche hat der Betroffene auf dem 

Zivilweg geltend zu machen. 

 

VI Erschliessungsordnung 
 

1. Allgemeines 

Erschliessungsgesetzgebung Art. 81  

1 Das Erschliessungsgesetz regelt in Ergänzung des Baugesetzes die Projektie-

rung, die Erstellung und technische Gestaltung, die Benützung, den Unterhalt 

und die bedarfsgerechte Erneuerung der öffentlichen und privaten Erschlies-

sungsanlagen, insbesondere in den Bereichen der Wasserversorgung, der Ab-

wasserbehandlung, der Abfallbewirtschaftung sowie der Energieversorgung und 

der Telekommunikation, soweit nicht einzelne Aufgaben Gemeindeverbindun-

gen, konzessionierten Trägerschaften oder Privaten übertragen sind. Das Er-

schliessungsgesetz legt die Anschlusspflichten und Anschlussvoraussetzungen 

fest.  

2 Das Erschliessungsgesetz regelt ausserdem die Deckung der Aufwendungen 

der Gemeinde für den Bau, den Betrieb, den Unterhalt und die Erneuerung der 

Versorgungs- und Entsorgungsanlagen. Sie legen insbesondere fest, welche 

Versorgungsanlagen nach den Bestimmungen der kantonalen 
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Raumplanungsgesetzgebung über Beiträge und welche über Gebühren finan-

ziert werden. Soweit Gebühren erhoben werden, bestimmt das Erschliessungs-

gesetz den Kreis der Gebührenpflichtigen, die Bemessungsgrundlagen und die 

Gebührenansätze sowie das Verfahren für die Veranlagung und den Bezug der 

Gebühren.  

3 Bei der Ausgestaltung des Erschliessungsgesetzes sind die Vorgaben der über-

geordneten Gesetzgebung, namentlich das Verursacherprinzip, zu beachten. 

Zuständig für den Erlass des Erschliessungsgesetzes ist die Gemeindever-

sammlung.  

4 Vorbehalten bleiben besondere Regelungen von Areal- und Quartierplanungen. 

 

Erschliessungsprogramm Art. 82  

1 Die Baubehörde ist zuständig für den Erlass des Erschliessungsprogramms. 

Dieses wird vom Bauamt unter Mitwirkung der Planungskommission erarbeitet.  

2 Die Baubehörde legt den Entwurf für das Erschliessungsprogramm in der Ge-

meinde während 30 Tagen öffentlich auf und gibt die Auflage im amtlichen Pub-

likationsorgan der Gemeinde und im Kantonsamtsblatt bekannt. Während der 

öffentlichen Auflage können Betroffene bei der Baubehörde Vorschläge und 

Einwendungen einbringen. Diese prüft die Eingaben, entscheidet über allfällige 

Anpassungen und erlässt das Erschliessungsprogramm.  

3 Die Baubehörde sorgt dafür, dass die sich aus dem Erschliessungsprogramm 

ergebenden finanziellen Verpflichtungen in das jährliche Budget der Gemeinde 

aufgenommen werden.  

4 Bei wesentlichen Anpassungen des Erschliessungsprogramms ist das Auflage-

verfahren zu wiederholen.  

 

Strassennamen Art. 83  

1 Der Gemeindevorstand entscheidet über die Benennung der öffentlichen und 

privaten Strassen, Wege und Plätze auf Gemeindegebiet.  

 

2. Projektierung und Bewilligung 

Generelle Projekte und Bauprojekte Art. 84  

1 Die generellen Projekte umfassen die Verkehrsanlagen der Groberschliessung, 

die Hauptanlagen der Wasserversorgung und der Abwasserentsorgung sowie 

Anlagen der Energieversorgung und der Abfallbewirtschaftung.  



Gemeinde Surses 
 
Baugesetz 2025 
 
Mitwirkungsauflage 
 

 
 

 53 

2 Die Bauprojekte bestimmen Art, Umfang, Lage und bautechnische Gestaltung 

von Erschliessungsanlagen und weitere Einzelheiten.  

3 Die Bewilligung der Erschliessungsanlagen erfolgt im Baubewilligungsverfahren. 

 

3. Ausführung, Betrieb, Unterhalt und Erneuerung 
 

Öffentliche Erschliessungsanlagen 

Ausführung Art. 85  

1 Die gemeindeeigenen Anlagen der Grund- und Groberschliessung werden von 

der Gemeinde nach Massgabe des Erschliessungsprogramms ausgeführt. Vor-

behalten bleiben besondere Erschliessungsanordnungen für die im Generellen 

Erschliessungsplan festgelegten Erschliessungsbereiche.  

2 Anlagen der Feinerschliessung werden von der Gemeinde erstellt, wenn diese 

einer grösseren Anzahl von Grundstücken dienen.  

3 Lehnt die Baubehörde Anträge Interessierter auf Durchführung der Feiner-

schliessung ab, ermächtigt sie die Antragstellenden, die Anlagen nach den Plä-

nen der Gemeinde als private Erschliessungsanlagen zu erstellen. 

 

Betrieb, Unterhalt und Erneuerung Art. 86  

1 Die Gemeinde sorgt für einen einwandfreien Betrieb und Unterhalt sowie die 

rechtzeitige Erneuerung aller gemeindeeigenen Erschliessungsanlagen. 

2 Verunreinigungen von öffentlichen Verkehrsanlagen sind zu vermeiden. Die Ge-

meinde sorgt für eine periodische Reinigung der von ihr unterhaltenen Anlagen. 

3 Werden Verkehrsanlagen durch Private übermässig verschmutzt, sind diese von 

den Verursachern auf eigene Kosten zu reinigen. Die Baubehörde trifft, sofern 

notwendig, die erforderlichen Anordnungen. 

 

Schneeräumung Art. 87  

1 Die gemeindeeigenen Verkehrsanlagen werden während des Winters von der 

Gemeinde offengehalten, soweit es den öffentlichen Bedürfnissen entspricht.  

2 Die Gemeinde ist befugt, bei der Schneeräumung den Schnee unter möglichs-

ter Schonung von Bauten und Kulturen auf angrenzenden privaten Grundstü-

cken abzulagern. Die betroffenen Grundstücke sind von der Gemeinde nach der 

Schneeschmelze von Split und Abfällen zu reinigen. Schäden an Bauten, Zäu-

nen oder Pflanzen werden vergütet.  
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Private Erschliessungsanlagen 
 

Allgemeines Art. 88  

1 Die Ausführung und Finanzierung von privaten Erschliessungsanlagen ist Sache 

der Grundeigentümer.  

2 Private Erschliessungsanlagen sind dauernd in gutem und funktionsfähigem Zu-

stand zu halten und rechtzeitig zu erneuern.  

3 Die Schneeräumung auf Privatstrassen und die Freilegung privater Zugänge ist 

Sache der Privaten. Bei Vernachlässigung dieser Verpflichtung trifft die Baube-

hörde die erforderlichen Massnahmen. Sofern notwendig, ordnet sie die Ersatz-

vornahme an. 

 

Gemeinschaftsanlagen und gemeinschaftliche Nutzung Art. 89  

1 Die Baubehörde kann die Grundeigentümer eines Quartiers und benachbarter 

Grundstücke verpflichten, private Gemeinschaftsanlagen zu erstellen und die 

Anlagen auch Dritten gegen angemessene Entschädigung zur Verfügung zu 

stellen. Für grössere Gemeinschaftsanlagen sind Quartierplanverfahren durch-

zuführen.  

2 Eigentümer privater Verkehrs- oder Versorgungsanlagen können von der Bau-

behörde verpflichtet werden, Anlagen wie Privatstrassen, Zufahrten, Zugangs-

wege, Wasserleitungen, Kanalisationsleitungen gegen angemessene Entschädi-

gung auch Dritten zur Verfügung zu stellen, soweit die Mitbenutzung im öffentli-

chen Interesse liegt. 

3 Die Kostenanteile an Gemeinschaftsanlagen sowie die Entschädigungen für die 

Mitbenützung privater Anlagen werden von der Baubehörde nach dem Vorteils-

prinzip festgesetzt. 

 

Übernahme durch die Gemeinde Art. 90  

1 Die Gemeinde kann den Unterhalt und die Reinigung von privaten Verkehrs-, 

Versorgungs- oder Entsorgungsanlagen sowie den Winterdienst auf Privatstras-

sen gegen Verrechnung der Selbstkosten übernehmen, wenn  

a) es die Mehrheit der beteiligten Grundeigentümer beantragt, oder 

b) die Grundeigentümer ihrer Unterhaltspflicht nicht in genügender Weise 

nachkommen. 

Die Kosten werden von der Baubehörde nach dem Vorteilsprinzip auf die 

Grundeigentümer aufgeteilt. 
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2 Die Baubehörde kann auf Antrag private Erschliessungsanlagen, die dem Ge-

meingebrauch dienen und den technischen Anforderungen genügen, überneh-

men, sofern die Anlagen unentgeltlich und in gutem Zustand abgetreten wer-

den. Vorbehalten bleibt die Übernahme privater Erschliessungsanlagen auf dem 

Enteignungsweg. 

 

Sanierungsplanungen Art. 91  

1 Die Gemeinde überwacht den Zustand und die Funktionsfähigkeit der eigenen 

und der privaten Erschliessungsanlagen.  

2 Sie stellt laufend Optimierungen nach dem neusten Stand der Technik und um-
fassende Erneuerungen durch frühzeitige Sanierungsplanungen sicher. 

 
 
 

VII Vollzugs- und Schlussbestimmungen 
 

Vollzug Art. 92  

1 Die Gemeinde resp. die zuständigen Organe vollziehen die ihr nach diesem Ge-

setz, den darauf beruhenden Erlassen und der übergeordneten Gesetzgebung 

überbundenen Aufgaben. Bei Planungen und im Rahmen von Verfügungen sind 

neben den kommunalen Vorschriften die einschlägigen Bestimmungen des 

übergeordneten Rechts einzuhalten.  

2 Der Gemeindevorstand kann bei Bedarf Vollzugshilfen wie Merkblätter oder 

Richtlinien für die Ausgestaltung von Bauvorhaben namentlich mit Bezug auf 

Gestaltung, Wohnhygiene, Sicherheit, Unterhalt und dergleichen erlassen. 

3 Rechtserlasse und Vollzugshilfen werden Interessierten zu den Selbstkosten 

zur Verfügung gestellt. 

 

Rechtsmittel Art. 93  

1 Beschlüsse und Verfügungen der Baubehörde aufgrund dieses Gesetzes oder 

der darauf beruhenden Erlasse können nach den Bestimmungen des Gesetzes 

über die Verwaltungsrechtspflege innert 30 Tagen durch Beschwerde beim 

Obergericht angefochten werden.  

2 Anordnungen der Baukommission, des Bauamts oder einzelner Gemeindefunk-

tionäre bei der Anwendung des vorliegenden Gesetzes oder der darauf beru-

henden Erlasse können innert 20 Tagen seit Mitteilung durch Einsprache beim 

Gemeindevorstand angefochten werden.  
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3 Jeder Partei steht es offen, die Sistierung des Verfahrens zugunsten einer Medi-

ation zu beantragen. Das Verfahren richtet sich nach der kantonalen Raumpla-

nungsgesetzgebung. 

 

Gebühren Art. 94  

1 Die Gemeinde erhebt Gebühren in Anwendung des Baugesetzes sowie darauf 

beruhender weiterer Erlasse, Richtlinien und verbindlicher Grundlagen. Die Ein-

zelheiten sind im Gebührenreglement geregelt. 

2 Auslagen für Leistungen Dritter wie Fachgutachten, Beratungen sowie Grund-

buchkosten sind der Gemeinde zusätzlich zu vergüten.  

 

Gesetzessprache Art. 95  

1 Das vorliegende Gesetz besteht in romanischer und deutscher Sprache. 

2 Massgebend für die Auslegung des Baugesetzes ist die durch die Gemeinde be-

schlossene und von der Regierung genehmigte romanische Fassung.  

 

Inkrafttreten Art. 96  

1 Das vorliegende Baugesetz tritt nach Annahme durch die Gemeindeversamm-

lung mit der Genehmigung durch die Regierung in Kraft.  

2 Seine Bestimmungen sind auf alle Baugesuche und Planungen anwendbar, die 

im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Baugesetzes noch nicht bewilligt oder ge-

nehmigt sind.  

3 Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten sämtliche widersprechenden 

früheren Vorschriften der ehemaligen Gemeinden, insbesondere die Bauge-

setze, als aufgehoben, vorbehältlich:  

1. Juliertrail Bivio: Festlegungen gemäss Beschluss Gemeinde Surses vom 

09.12.2024 – Genehmigungsverfahren pendent 

2. Teilrevision Lecsch, Gneida, Mobilchaletpark Rona und Aue Curtegns: Fest-

legungen gemäss Beschluss Gemeinde Surses vom 24.06.2024 – Bestand-

teil Lecsch: genehmigt mit Regierungsbeschluss (RB) 26 vom 20. Januar 

2025; übrige Bestandteile Genehmigungsverfahren pendent 

3. Parnoztrail Savognin: Festlegungen gemäss Beschluss Gemeinde Surses 

vom 07.11.2023 – genehmigt mit RB 296 vom 09.04.2024 

4. Teilrevision Zone für Kultur und Beherbergung Mulegns: Festlegungen ge-

mäss Beschluss Gemeinde Surses vom 07.02.2022 – genehmigt mit RB 

660 vom 16.08.2022 
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5. Teilrevision Materialablagerung Burvagn: Festlegungen gemäss Beschluss 

Gemeinde Surses vom 03.07.2020 – genehmigt mit RB 135 vom 

09.02.2021 (mit Rodungsbewilligung) 

6. Gesamtrevision Bivio, Teilbereich Erweiterung Beschneiungsanlagen Bivio: 

Festlegungen gemäss Beschluss Gemeinde Bivio vom 27.10.2015 – geneh-

migt mit RB 409 vom 09.05.2017 (mit Umweltverträglichkeitsprüfung) 

7. Teilrevision Materialabbau Livizung Rona: Festlegungen gemäss Beschluss 

Gemeinde Tinizong-Rona vom 17.12.2009 – genehmigt mit RB 762 vom 

17.08.2010 (mit Umweltverträglichkeitsprüfung) 

8. Teilrevision, Teilbereich Beschneiungsanlagen Somtgant-Martegnas und 

Radons-Cartas: Festlegungen gemäss Beschluss Gemeinde Riom-Parsonz 

vom 03.11.2004 – genehmigt mit RB 649 vom 31.05.2005 (mit Umwelt-

verträglichkeitsprüfung) 

9. Gesamtrevision Tinizong-Rona, Teilbereich Camping Palecs Rona: Festle-

gungen gemäss Beschluss Gemeinde Tinizong-Rona vom 12.03.2004 – ge-

nehmigt mit RB 456 vom 18.04.2005   

 

Formelle Anpassungen gemäss neuem Baugesetz gehen den in Rechtskraft ver-

bleibenden Planungen vor. 
 

 

  



Gemeinde Surses 
 
Baugesetz 2025 
 
Mitwirkungsauflage 
 

 
 

 58 

 

 

 

Anhang zum Baugesetz Surses 

 

Anhang 1     –  Dem Baugesuch beizulegende Unterlagen (soweit erforderlich) 

Anhang 2     –  IVHB: Definitionen und Begriffe mit Skizzen und Erläuterungen  
   gemäss Musterbaugesetz 2020 (MBauG2020) 
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Anhang 1 – Dem Baugesuch beizulegende Unterlagen (soweit erforderlich) 

1. Situationsplan im Massstab 1:500 oder 1:1000 (Katasterkopie) enthaltend: Grenzverlauf, Parzellennum-

mern, Grundstücksflächen, überbaute Fläche, projizierte Fassadenlinie (IVHB: 3.3), Lage der Nachbarge-

bäude, Zufahrten, Abstellplätze, Baulinien – Niveaulinien – Baugestaltungslinien (7.3), Grenz- und Ge-

bäudeabstände (7.1; 7.2), versicherte Höhenbezugspunkte; 

2. Bei Erweiterungen und Umbauten sowie bei Aussenrenovationen Fotodokumentation über das beste-

hende Gebäude sowie ein bauhistorisches Objektinventar bei schützenswerten, ortsbildprägenden und 

zu erhaltenden Gebäuden und Anlagen; 

3. Situationsplan mit Anschlüssen für Wasser, Kanalisation, elektrischen Strom und Telefon; 

4. Grundrisse aller Geschosse (6.1) im Massstab 1:100 mit vollständigen Angaben über Aussenmasse und 

Mauerstärken der Aussen- und Wohnungstrennwände, alle relevanten Masse gemäss IVHB; projizierte 

Fassadenlinie (3.3) im Grundriss des 1. Vollgeschosses (6.1); Zweckbestimmung der Räume; 

5. Ansichten (3.1) und Schnitte 1:100 mit vollständigen Angaben zu massgeblichen Höhenmassen gemäss 

Skizze im Baugesetz, mit Verlauf des massgebenden und neuen Terrains (1.1) in der Flucht der projizier-

ten Fassadenlinie bis zur Grenze, sowie Strassenhöhen; Angabe der massgeblichen Längen-, Flächen- 

und Höhenmasse von Abgrabungen, zum Herausragen von Unterniveaubauten (2.5) sowie von Dachauf-

bauten (5.1; 5.2); 

6. Detaillierte Berechnung der Ausnützungsziffer (Anhang 2, Kap. B) mit Darstellung der Geschossflä-

chenkomponenten nach SIA 416 und den für die Ausnützungsziffer massgeblichen Elementen; 

7. Detaillierte Berechnung der Pflichtparkplätze (Autoabstellplätze); 

8. Projektpläne der Umgebungsarbeiten mit Darstellung von Terrainveränderungen, Stützmauern, Einfrie-

dungen, Baugrubensicherungen, Parkplätzen, Bepflanzungen usw.; 

9. Baubeschrieb mit Angaben über Zweckbestimmung, Bauausführung, Material, Farbgebung usw.; 

10. Angabe der approximativen Baukosten; kubische Berechnung nach SIA-Norm 416; 

11. Unterlagen für den baulichen Zivilschutz gemäss eidgenössischen und kantonalen Vorschriften; 

12. Unterlagen für die der feuerpolizeilichen Bewilligungspflicht unterstellten Anlagen; 

13. Bei Bauten und Anlagen im Bereich von Kantonsstrassen die erforderlichen Gesuche gemäss kantona-

len Vorschriften (samt Vorprüfungsbericht des kantonalen Tiefbauamtes); 

14. Energienachweis sowie Ergebnis desselben auf offiziellem Formular. Für geschützte und wertvolle Ge-

bäude gelten bezüglich Energienachweis besondere Bestimmungen; 

15. Nachweis betreffend Schallschutz gemäss eidgenössischen Vorschriften; 

16. Vorprüfungsentscheid der Gebäudeversicherung bei Gebäuden in der Gefahrenzone; 

17. Bei Wasser- und Abwasseranschlüssen Angaben über Wasserbedarf, Rohrdurchmesser, Rohrmaterial 

und Gefälle der Anschlussleitungen; 

18. Detailpläne der Abwasserreinigungsanlagen (Einzelkläranlagen) bzw. der erforderlichen Vorbehand-

lungsanlagen für Abwasser sowie Angaben zur Dimensionierung der Anlagen; 

19. Bei relevanten Bauvorhaben im Sinne von Art. 80 KRG, Konzepte und Formulare zum behindertenge-

rechten Bauen nach SIA 500 (ein Plansatz); 

20. Bei Bauvorhaben, einschliesslich temporäre Anlagen wie Baustelleninstallationen, die Luftverunreinigun-

gen verursachen, Emissionserklärung gemäss eidgenössischen Vorschriften resp. bei Vorhaben mit er-

heblichen Emissionen auf Verlangen mit Immissionsprognose gemäss eidg. Vorschriften; 

 



Gemeinde Surses 
 
Baugesetz 2025 
 
Mitwirkungsauflage 
 

 
 

 60 

 

 

21. Bei Bauvorhaben der landwirtschaftlichen Nutztierhaltung: Berechnung des Mindestabstands gemäss 

FAT-Bericht und Nachweis, dass der Mindestabstand gegenüber benachbarten Gebäuden und bewohn-

ten Zonen eingehalten ist; 

22. Bei Bauvorhaben, die nichtionisierende Strahlung verursachen, Standortdatenblatt und Angaben ge-

mäss eidgenössischen Vorschriften; 

23. Bei Bauvorhaben, einschliesslich temporäre Anlagen wie Baustelleninstallationen, mit eigenen Lärm-

quellen Unterlagen gemäss eidgenössischen Vorschriften (Lärmprognose auf Verlangen); 

24. Bei Bauvorhaben in lärmbelasteten Gebieten Unterlagen gemäss eidgenössischen Vorschriften; 

25. Unterlagen für die Bewilligung von Grabungen und Sondierungen, für Grundwasserabsenkung und 

Grundwasserentnahmen sowie von Wärmepumpen für die Benutzung von Wasser- oder Bodenwärme 

gemäss den Weisungen der kantonalen Fachstelle für Gewässerschutz; 

26. Lärmdeklaration für Luft / Luftwärmepumpen oder Luft / Wasserwärmepumpen oder Heizungs-, Lüf-

tungs- und Klimaanlagen nach Vorgaben der Kantonalen Lärmschutzfachleute (Cercle Bruit); 

27. Angaben über Art und Menge der bei Ausführung des Bauvorhabens anfallenden Abfälle und Angaben 

über deren Entsorgung auf besonderem Formular (Entsorgungserklärung Amt für Natur und Umwelt); 

28. Bei Abfallanlagen (z.B. Deponien, Anlagen zum Sammeln und Aufbereiten von Abfällen aller Art, Abfall-

zwischenlager, Kompostieranlagen ab einer Kapazität von 100 Tonnen pro Jahr) Angaben und Unterla-

gen gemäss eidgenössischen Vorschriften; 

29. Bestätigung, dass die erforderlichen Abklärungen zum Schutz gegen Radon getroffen wurden (auf be-

sonderem Formular); 

30. Angaben und Vereinbarungen über allfällige Näher- und Grenzbaurechte und dergleichen sowie über all-

fällige dauernde oder vorübergehende Beanspruchungen fremder öffentlicher oder privater Grundstü-

cke, unter Beilage allenfalls vorhandener Auszüge aus dem Grundbuch (Einträge, Vormerkungen, An-

merkungen); 

31. Angaben zu NHG-Schutzobjekten. 
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Anhang 2 – IVHB Definitionen und Begriffe mit Skizzen und Erläuterungen gemäss IVHB resp. 
           Musterbaugesetz 2020 (MBauG2020) 

A: Begriffe nach IVHB       B: Ausnützungsziffer AZ (Art. 37a KRVO) und Definitionen aus der Norm SIA 416 

 

A  IVHB (Interkantonale Vereinbarung zur Harmonisierung der Baubegriffe) 

1.  TERRAIN 

1.1 Massgebendes Terrain 

 

In unklaren Situationen hat die Baubehörde das massgebenden Terrain festzustellen. Eine vom natürlich gewachse-
nen Geländeverlauf abweichende Festlegung des massgebenden Terrains kann insbesondere aus gestalterischen 
Gründen oder wegen der Hochwassergefahr, einer Gefährdung des Grundwassers oder aus Gründen der Siedlungs-
entwässerung zweckmässig sein. 

 

2. GEBÄUDE 

2.1 Gebäude 

 

2.2  Kleinbauten 

 

2.3  Anbauten 

 

Anbauten überschreiten mindestens eines der zulässigen Masse für vorspringende Gebäudeteile. 

    
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

          Figur 2.1 – 2.3   
          Gebäude, Kleinbauten und Anbauten 

Als massgebendes Terrain gilt der natürlich gewachsene Geländeverlauf. Kann dieser infolge früherer Abgrabun-
gen und Aufschüttungen nicht mehr festgestellt werden, ist vom natürlichen Geländeverlauf der Umgebung aus-
zugehen. Aus planerischen oder erschliessungstechnischen Gründen kann das massgebende Terrain in einem 
Planungs- oder im Baubewilligungsverfahren abweichend festgelegt werden. 

Die Gebäude sind ortsfeste Bauten, die zum Schutz von Menschen, Tieren oder Sachen eine feste Überdachung 
und in der Regel weitere Abschlüsse aufweisen. 

Kleinbauten sind freistehende Gebäude mit ausschliesslich Nebennutzflächen, bspw. Garagen, Geräteschup-
pen, Garten- und Gewächshäuser, Pavillons, die in ihren Dimensionen die zulässigen Masse nicht über-
schreiten. 

Anbauten sind mit einem anderen Gebäude zusammengebaut, überschreiten in ihren Dimensionen die zu-
lässigen Masse nicht und enthalten nur Nebennutzflächen. 
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2.4 Unterirdische Bauten 

 

Unter Geländer und Brüstungen werden Konstruktionen verstanden, welche dem Schutz der Zugänge dienen. 

2.5  Unterniveaubauten 

 

Das massgebende Terrain wird bei unterirdischen Bauten und Unterniveaubauten nur in den Fassadenfluchten be-
trachtet. 

 

 

Figur 2.4 und 2.5 Unterirdische Bauten, Unterniveaubauten 

 

3. GEBÄUDETEILE 

3.1 Fassadenflucht 

 

Die Fassadenflucht dient zur Bestimmung der Fassadenlinie. Die Fassadenflucht stellt zum Beispiel bei unbedeutend 
zurückversetzten Gebäudeteilen die imaginäre Weiterführung der Fassade dar.  

3.2 Fassadenlinie 

 

Die Fassadenlinie dient als Hilfsgrösse etwa zur Bestimmung der Höhenmasse von Gebäuden oder der Unterge-
schosse etc. 

Unterirdische Bauten sind Gebäude, die mit Ausnahme der Erschliessung sowie der Geländer und Brüstun-
gen, vollständig unter dem massgebenden, respektive unter dem tiefer gelegten Terrain liegen. 

Unterniveaubauten sind Gebäude, die höchstens bis zum zulässigen Mass über das massgebende, respek-
tive über das tiefer gelegte Terrain hinausragen. 

Die Fassadenflucht ist die Mantelfläche, gebildet aus den lotrechten Geraden durch die äussersten Punkte 
des Baukörpers über dem massgebenden Terrain: Vorspringende und unbedeutend rückspringende Gebäu-
deteile werden nicht berücksichtigt. 

Die Fassadenlinie ist die Schnittlinie von Fassadenflucht und massgebendem Terrain. 
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3.3 Projizierte Fassadenlinie 

 

Die projizierte Fassadenlinie dient als Hilfsgrösse zur Bestimmung der Abstände (Grenz- und Gebäudeabstand) so-
wie der Gebäudelänge und Gebäudebreite. 

 

Figur 3.3 Projizierte Fassadenlinie 

 

 

 

Figur 3.1 – 3.3 Fassadenflucht und Fassadenlinie 

Die projizierte Fassadenlinie ist die Projektion der Fassadenlinie auf die Ebene der amtlichen Vermessung. 
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3.4 Vorspringende Gebäudeteile 

 

Vorspringende Gebäudeteile sind beispielsweise Erker, Vordächer, Aussentreppen, Balkone. Ragen sie über 
das zulässige Mass hinaus oder überschreiten sie das auf den zugehörigen Fassadenabschnitt bezogene Mass, 
dann gelten sie als Teile des Gebäudes (z.B. vorspringendes geschlossenes Treppenhaus, Wintergarten, grös-
serer Erker, Balkon) oder als Anbaute (z.B. Geräteschopf). 

 

 

 

Figur 3.4 Vorspringende Gebäudeteile (Schnitt und Seitenansicht) 

  

Vorspringende Gebäudeteile ragen höchstens bis zum zulässigen Mass (für die Tiefe) über die Fassaden-
flucht hinaus und dürfen - mit Ausnahme der Dachvorsprünge - das zulässige Mass (für die Breite), bezie-
hungsweise den zulässigen Anteil bezüglich des zugehörigen Fassadenabschnitts, nicht überschreiten. 
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3.5 Rückspringende Gebäudeteile 

 

Rückspringende Gebäudeteile sind beispielsweise innenliegende Balkone, Arkaden, zurückversetzte Eingänge. Rück-
springende Gebäudeteile gelten als unbedeutend, wenn sie nur bis zum zulässigen Mass für die Tiefe gegenüber der 
Fassadenflucht zurückversetzt sind und das zulässige Mass (für die Breite), beziehungsweise den zulässigen Anteil 
bezüglich des zugehörigen Fassadenabschnitts, nicht überschreiten. 

 

 

Figur 3.5 Rückspringende und unbedeutend rückspringende Gebäudeteile 

 

4. LÄNGENBEGRIFFE, LÄNGENMASSE 

4.1 Gebäudelänge 

 

Die Gebäudebreite ist demgegenüber die kürzere Seite des Rechtecks.  

 Figur 4.1 Gebäudelänge  

Rückspringende Gebäudeteile sind gegenüber der Hauptfassade zurückversetzt. 

Die Gebäudelänge ist die längere Seite des flächenkleinsten Rechtecks, welches die projizierte Fassadenli-
nie umfasst. 
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5. HÖHENBEGRIFFE, HÖHENMASSE 

5.1 Gesamthöhe 

 

Bei den höchsten Punkten der Dachkonstruktion handelt es sich bei Giebeldächern um die Firsthöhe, bei Flachdä-
chern um die Dachfläche, beziehungsweise um den Dachflächenbereich über dem tiefstgelegenen Teil des massge-
benden Terrains. Technisch bedingte Dachaufbauten wie Kamine, Lüftungsanlagen usw. können den höchsten 
Punkt der Dachkonstruktion überragen, dürfen aber in ihren Abmessungen das zulässige Mass nicht überschreiten.  

Bei Gebäuden, die in der Höhe oder in der Situation gestaffelt sind, wird die Gesamthöhe für jeden Gebäudeteil se-
parat ermittelt. 

 
 

                  

Figur 5.1 Gesamthöhe 

 

  

Die Gesamthöhe ist der grösste Höhenunterschied zwischen dem höchsten Punkt der Dachkonstruktion 
und den lotrecht darunter liegenden Punkten auf dem massgebenden Terrain. 
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5.2 Fassadenhöhe 

 

Bei Flachdachbauten wird die Fassadenhöhe bis zur Oberkante der Brüstung gemessen, es sei denn, die Brüstung 
ist um ein festgelegtes Mass gegenüber der Fassadenflucht zurückversetzt. Als Brüstungen gelten auch durchbro-
chene Abschlüsse, wie Geländerkonstruktionen. 

                
Figur 5.2 Fassadenhöhe  

 

Die Fassadenhöhe wird bemessen bis zur Oberkante der Dachkonstruktion ohne Dachhaut und darf deshalb nicht 
verwechselt werden mit der Profilierungshöhe, welche in der Regel die Oberkante der Dachfläche markiert.  

Dachaufbauten sind Bauteile, welche die Dachfläche höchstens um das festgelegte Mass gegen aussen durchbre-
chen. Überschreiten sie dieses Mass, so handelt es sich beispielsweise um Giebelfassaden, Frontfassaden (bei Ton-
nendächern) oder überbreite Dachdurchbrüche, die bei der Bemessung der Fassadenhöhe miteinbezogen werden 
müssen. 

  

Die Fassadenhöhe ist der grösste Höhenunterschied zwischen der Schnittlinie der Fassadenflucht mit der 
Oberkante der Dachkonstruktion und der dazugehörigen Fassadenlinie. 
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5.4 Lichte Höhe 

 

Die lichte Höhe dient als Hilfsgrösse zur Definition von wohnhygienischen und arbeitsphysiologischen Mindestanfor-
derungen. Einzelne sichtbare Balken mindern beispielsweise die Nutzbarkeit der Raumhöhe noch nicht. 
 

 

 

 

 

Figur 5.3  Lichte Höhe 

 

6. GESCHOSSE 

Begriffe und Festlegungen betreffend Geschosse dienen der Differenzierung verschiedener Bauzonen und der 

Regelungen in Sondernutzungsplänen. 

6.1 Vollgeschosse 

 

 

 

Figur 6.1  Geschosse  

  

Die lichte Höhe ist der Höhenunterschied zwischen der Oberkante des fertigen Bodens und der Unterkante 
der fertigen Decke bzw. Balkenlage, wenn die Nutzbarkeit eines Geschosses durch die Balkenlage bestimmt 
wird. 

Vollgeschosse sind alle Geschosse von Gebäuden ausser Unter-, Dach- und Attikageschosse. 
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7. ABSTÄNDE UND ABSTANDSBEREICHE 

7.1 Grenzabstand 

 

Der Grenzabstand von Anbauten wird separat gemessen. 

7.2 Gebäudeabstand 

 

7.3  Baulinien  

 

Die Baulinien treten an Stelle der generellen Abstandsvorschriften. Die Baulinien beziehen sich auf die projizierten 
Fassadenlinien. Baulinien werden in der Regel im öffentlichen Interesse festgelegt. Diese Abgrenzungen können 
sich je nach Zweck der Baulinien auf alle Bauten und Anlagen oder lediglich auf Gebäude oder Gebäudeteile mit be-
stimmten Nutzungen oder auf bestimmte Geschosse beziehen. 

   Figur 7.1 – 7.3 Abstände und Abstandsbereiche 

 

 

 

Der Grenzabstand ist die Entfernung zwischen der projizierten Fassadenlinie und der Parzellengrenze. 

Der Gebäudeabstand ist die Entfernung zwischen den projizierten Fassadenlinien zweier Gebäude. 

Baulinien begrenzen die Bebauung und dienen, insbesondere der Sicherung bestehender und geplanter An-
lagen und Flächen sowie der baulichen Gestaltung. 
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7.4 Baubereich 

 

Der bebaubare Bereich umfasst jenen Teil der Grundstücksfläche, auf welchem Gebäude erstellt werden dürfen. Er 
ergibt sich aus Abstandsvorschriften und Baulinien. 

 
 

Figur 7.4 bebaubarer Bereich und Baubereich 

 

8.  NUTZUNGSZIFFERN 

8.1 Anrechenbare Grundstücksfläche 

 

Nicht angerechnet werden die Flächen der Grund-, Grob- und Feinerschliessung. Die Flächen der Hauszufahrten 
werden angerechnet.  
 

 
*  Freihalteflächen und Grünflächen, soweit sie Bestandteil der Bauzonen und mit einer entsprechenden Nutzungs-

ziffer belegt sind. 

Figur 8.1 Anrechenbare Grundstücksfläche  

Der Baubereich umfasst den bebaubaren Bereich, der abweichend von Abstandsvorschriften und Baulinien 
in einem Nutzungsplan festgelegt wird. 

Zur anrechenbaren Grundstücksfläche (aGSF) gehören die in der entsprechenden Bauzone liegenden 
Grundstücksflächen bzw. Grundstücksteile. 
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B  Ausnützungsziffer AZ (Art. 37a KRVO) 

 

 

 

Als anrechenbare Geschossflächen (aGF) gelten folgende Flächen: 

1.  Hauptnutzflächen (HNF); 

2.  Nebennutzflächen (NNF), Verkehrsflächen (VF) und Konstruktionsflächen (KF), soweit sie Räume oder 
Raumteile betreffen, die mehr als 1.60 m über das massgebende oder tiefer gelegte Terrain hinausragen. 

 

Nicht angerechnet werden: 

1.  Alle Flächen unter 1.60 m lichter Höhe; 

2.  Funktionsflächen (FF); 

3.  Folgende Arten von Nebennutzflächen (NNF): Fahrzeugeinstellräume, Schutzräume, Kehrrichträume, Gar-
tenhäuschen für Gartengeräte und dergleichen, Holzschöpfe sowie Kleintierställe. 

 

Die Definition der Flächen richtet sich nach der Norm SIA 416 (siehe nachstehend). 

 

Grundriss   Schnitt 

Anrechenbare Geschossfläche (aGF): a = 1.60 m 

 

 

Figur 8.5 Anrechenbare Geschossfläche (aGF) 

Die AZ ist das Verhältnis der anrechenbaren Geschossfläche (aGF) zur anrechenbaren Grundstücksfläche 
(aGSF). Sie wird berechnet: 

aGF 

AZ = ------------------ 

aGSF 
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Definitionen aus der Norm SIA 416 

Geschossfläche GF Die Geschossfläche GF ist die allseitig umschlossene und überdeckte Grundrissfläche der zugänglichen 
Geschosse einschliesslich der Konstruktionsflächen. Nicht als Geschossflächen gerechnet werden Flä-
chen von Hohlräumen unter dem untersten zugänglichen Geschoss. Die Geschossfläche GF gliedert 
sich in 
- Nettogeschossfläche NGF und 
- Konstruktionsfläche KF. 

 

Nettogeschossfläche NGF 
 

 

Die Nettogeschossfläche NGF ist der Teil der Geschossfläche GF zwischen den umschliessenden oder 
innenliegenden Konstruktionsbauteilen. Die Nettogeschossfläche NGF gliedert sich in 
- Nutzfläche NF, 
- Verkehrsfläche VF und 
- Funktionsfläche FF. 

 

Nutzfläche NF 
 

 

Die Nutzfläche NF ist der Teil der Nettogeschossfläche NGF, welcher der Zweckbestimmung und Nut-
zung des Gebäudes im weiteren Sinne dient. Die Nutzfläche NF gliedert sich in 
- Hauptnutzfläche HNF und 
- Nebennutzfläche NNF 

 

Hauptnutzfläche HNF 
 

 

Die Hauptnutzfläche HNF ist der Teil der Nutzfläche NF, welcher der Zweckbestimmung und Nutzung 
des Gebäudes im engeren Sinn dient. 

 

Nebennutzfläche NNF 
 

 

Die Nebennutzfläche NNF ist der Teil der Nutzfläche NF, welcher die Hauptnutzfläche HNF zur Nutzflä-
che ergänzt. Sie ist je nach Zweckbestimmung und Nutzung des Gebäudes zu definieren. Zu den Neben-
nutzflächen gehören z. B. im Wohnungsbau 
- Waschküchen 
- Estrich- und Kellerräume, 
- Abstellräume, 
- Fahrzeugeinstellräume, 
- Schutzräume und Kehrichträume. 

 

Verkehrsfläche VF 
 

 

Die Verkehrsfläche VF ist jener Teil der Nettogeschossfläche NGF, welcher ausschliesslich deren Er-
schliessung dient. Zur Verkehrsfläche gehören z. B. im Wohnungsbau die Flächen von ausserhalb der 
Wohnung liegenden Korridoren, Eingangshallen, Treppen, Rampen und Aufzugsschächten. 

 

Funktionsfläche FF 
 

 

Die Funktionsfläche FF ist jener Teil der Nettogeschossfläche NGF, der für haustechnische Anlagen zur 
Verfügung steht. Zur Funktionsfläche FF gehören Flächen wie 
- Räume für Haustechnikanlagen,  
- Motorenräume von Aufzugs- und Förderanlagen, 
- Ver- und Entsorgungsschächte, Installationsgeschosse sowie Ver- und Entsorgungskanäle und 
- Tankräume. 

 
Konstruktionsfläche KF 
 

 
Die Konstruktionsfläche KF ist die Grundrissfläche der innerhalb der Geschossfläche GF liegenden um-
schliessenden und innenliegenden Konstruktionsbauteile wie Aussen- und Innenwände, Stützen und 
Brüstungen. Einzuschliessen sind die lichten Querschnitte von Schächten und Kaminen sowie Tür- und 
Fensternischen, sofern sie nicht der Nettogeschossfläche NGF zugeordnet sind. Bauteile wie versetz-
bare Trennwände und Schrankwände sind keine umschliessenden oder innenliegenden Konstruktions-
bauteile im Sinne dieser Norm. Die Konstruktionsfläche KF gliedert sich in 
-   Konstruktionsfläche tragend KFT und 
-   Konstruktionsfläche nichttragend KFN. 

 
Grundstücksfläche GSF 
 

 
Das betrachtete Grundstück kann umfassen 
-   eine einzelne Parzelle, 
-   mehrere Parzellen und  
-   Teile einer oder mehrerer Parzellen 

Die Fläche des Grundstücks gliedert sich in Gebäudegrundfläche GGF und Umgebungsfläche UF. 

 
Umgebungsfläche UF 
 

 
Die Umgebungsfläche UF ist jene Fläche des Grundstücks, die nicht von Gebäudeteilen durchdrungen 
wird. Massgebend sind die Verhältnisse nach der Bauausführung. Flächen über ganz oder teilweise im 
Erdreich liegenden Bauten oder Teilen von Bauten gelten als Umgebungsfläche, sofern sie bepflanzt, be-
gangen oder befahren werden können und mit dem anschliessenden Terrain in Verbindung stehen.  Die 
Umgebungsfläche gliedert sich in 
- Bearbeitete Umgebungsfläche BUF (Hart- bzw. Grünflächen) und 
- Unbearbeitete Umgebungsfläche UUF.  
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